
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



I. Abhandlungen. 



Ueber das bayerische Gewerbsteuer- Gesetz 
vom 1. Juli 1856. 



Von Regierungirath Wilhelm Tocke tu Ansbach. 



Es wäre überflüssig, über die Rechtmässigkeit und die volks- 
und staatswirthschaftliche Rechtfertigung der Gewerbesteuer heut- 
zutage noch Worte zu verlieren. Es herrscht darüber in der 
Wissenschaft 1 ) nur eine Stimme und in der Praxis hat sie sich 
als volkswirtschaftlich unschädlich und staatswirthschaftlich als 
notwendiges Glied einer rationellen Besteurung erwiesen. 

Unter allen bekannteren Schriftstellern über Staatswirthschaft 
sind es auch nur zwei *), welche sich prinzipiell gegen eine Ge- 
werbsteuer aussprechen. Der eine empfiehlt alles Ernstes die 
preussische Classensteuer oder gar eine Kopfsteuer als alleinige 
Steuer, der andere ist der Hoffnung, dass der Zeitpunkt nicht 
mehr fern sei, wo die Regierungen die Belastung der Arbeits- 
rente überhaupt als unausführbar erkennen werden. Sehen wir, 
wie die Geschichte diese Hoffnung zu erfüllen sich anschickt. — 

So alt die Besteuerung von Gewerben ist, so hat doch eine 
allgemeine Anziehung des gewerblichen Ertrags zu den Lasten 



1) Suhl, Lehre vom Staat, Abth. II. 5, 121 — v. Jakob, StaatiAnanz- 
wiiienschaft § 679 und 680. — v. Malchus, Finanzwistentchaft § 53. — 
Lotz, Staatiwirthschaftalehre Bd. III. S. 241. Grf. v. Moltke, Einnahme- 
quellen dei Staat», S. 282. — 

2) Prittwitz, Theorie der Steuern und Zolle, S. 167. — Murhard, Theorie 
der Betteuerung, S. 385 flgde. 

1* 
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des Staates erst ungefähr mit dem gegenwärtigen Jahrhundert 
begonnen. Es gab zwar schon in der römischen Kaiserzeit 
Steuern von Gewerben, welche sich allmählich auf vielleicht den 
allergrössten Theil der Gewerbtreibenden ausdehnten, aber es 
waren dies doch nur Steuern von einzeln besonders benannten 
Gewerben und keine allgemeinen Gewerbsteuern. Ebenso ging 
es später. 

Dem Mittelalter waren Gewerbsteuern unbekannt und die 
Vermögenssteuern der Städte in der spätem Zeit verdienen jenen 
Namen nicht. Erst im sechszehnten und siebzehnten Jahrhundert ') 
finden sich Gewerbsteuern wie in verschiedenen Territorien, so 
auch in Bayern. Die Art und Weise, in welcher die Besteurung 
damals und weiterhin erfolgte, war nichts weniger als rationell; 
man bürdete entweder solchen Gewerbtreibenden, von welchen 
angenommen wurde, dass sie viel verdienen, neben der allgemeinen 
Vermögenssteuer, welche in den Städten ohnedies vorzugsweise 
die Gewerbe traf, da die Landbevölkerung durch Monopole der 
Städte und Bannrechte vielfach von deren Betrieb ausgeschlossen 
war, eine für jedes Gewerbe fest bestimmte, in der Kegel sehr 
massige Abgabe auf, oder man Hess sich, namentlich späterhin, 
bei der Concessions-Ertheilung ein für allemal, oder auch jährlich 
eiu bestimmtes oder für den einzelnen Fall zu bestimmendes 
Reichniss geben (Licenzgelder } Recognitionsgelder). So bezahl- 
ten in München zu Ende des sechszehnten und zu Anfang des 
siebzehnten Jahrhunderts die Brauer, Wirthe, Methschenken, Tuch- 
macher u. a. jährlich 1 Gulden, Krämer und Branntweinschenken 
4 Silberpfennige, Eisenkrämer und Salzstössler 3 Schillinge 15 
Pfennige u. s. w. Allmählich wurde die Besteuerung der Gewerbe 
immer allgemeiner und man suchte die Abgabe ergiebiger zu 
machen. Im achtzehnten Jahrhundert finden sich in Bayern ausser- 
dem Steuern von den Anspannbesitzern mit 16 Kreuzern für 
jedes Pferd oder Maulthier, von den Müllern für jeden Gang 1 bis 
2 Gulden je nach der Zahl derselben, ferner Steuern von Fall- 
meistern, von Wirthen, von Musikanten u. s. w. Daneben kamen 



1) Historisches ober Gewerbsteuer auch bei Moltke S. 278. L. Stein, 
Finanzwissenschaft S. 272, auch bei Have, Steuerwissenschaft Band. I., 
S. 183 u. a. 0. — 
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aber auf dem Lande und in den landesherrlichen Städten auch 
Abgaben für die Concessions- oder Licenzertheilung vor, z. B. 
150—500 Gulden Taxe für einen Brauer, 25 — 60 Gulden für 
Fabriken, Papiermühlen, Schönfärbereien u. dgl. Die meisten 
Gewerbe aber mussten dafür jährliche »Rccognitionen« bezahlen, 
welche in verschiedenen Gegenden und nach Maassgabe der be- 
sonderen Verhältnisse verschieden waren. — In ganz ähnlicher 
Weise wurden in England, wie noch heutzutage von manchen 
Gewerben, besonders von Bier- und Weinschenken, Gebühren für 
die Licenzertheilung erhoben; in der Regel nur ein für allemal; 
um aber einzelne Gewerbe ergiebiger zu trefFen, mussten sie seit 
dem vorigen Jahrhundert ihre Licenzen jährlich erneuern lassen 2 ). 

Dies ist im Wesentlichen auch die Grundlage des französi- 
schen Patentsteuer - Systems. In Deutschland hat man damals 
weniger Umstände gemacht und die Rccognitionen ohne Conces- 
sionserneuerung forterhoben. 

So war die Gewerbsteuer bis zum Ende des vorigen Jahr- 
hunderts durchaus nur ein Ausfluss der Gewerbeberechtigung und 
für das Privilegien- und Concessions- Wesen ebensosehr Folge als 
Veranlassung, indem sie für die Verleihung der Berechtigung ent- 
richtet wurde, hiedurch dieses System einträglich machte und so 
der Freigebung der Gewerbe im Wege stand, für deren Belastung 
man sonst keine Handhabe mehr besessen hätte. 

Der Sturm, der zu Ende des vorigen Jahrhunderts von Frank- 
reich aus die civilisirte Welt aufrüttelte, stürzte auch dieses Vor- 
urtheil und zeigte, dass sich eine Gewerbsteuer auch mit der 
Gewerbefreiheit zusammenreimt und ebnete die Bahn dem Grund- 
satz, dass nicht die Gewerbeberechtigung, sondern der Gewerbe- 
ertrag die Grundlage der Besteurung bilde. 

Die französische Besteurung knüpft sich aber gleichwohl, wie 
schon angedeutet, noch an die Ertheilung der Gewerbebefugniss, 
indem nur die Lösung des Patents zur Ausübung einer Industrie 
berechtigt; allein da Jedermann ein Patent lösen kann, so thut 
dies dem Grundsaze der Gewerbefreiheit keinen Eintrag. Es war 
in der That ein genialer Gedanke, die neue Freiheit so auf die 



i) Cumüngham, history of taxes S. 239 (12. Georg I. cap. 12). 
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alte Geldbedürftigkeit zu pfropfen, dass beide ihre Rechnung da- 
bei fanden. 

Die französische Revolution hat also das Verdienst, dass sie 
zuerst ein allgemeines Gewerbsteuer-System über das ganze Volk 
spannte, indem am 22. Oktober 1799 das erste Patentsteuer- 
Gesez erlassen wurde. Die legitimen Regierungen Deutschlands 
säumten nicht lange, vom Feinde zu lernen; es war eine Zeit 
der allgemeinen Finanznoth. Dass sie sich dabei dessen, was 
ihnen revolutionär und verderblich scheinen musste, enthielten, 
dass sie die Gewerbefreiheit nicht zugleich mit der Steuer auf- 
nahmen, ist wohl nicht zu verwundern, und die Steuer blieb daher 
vorerst noch ein Anhängsel und ein Ausfluss der Gewerbe- 
concession. 

Bayern war unter den ersten Staaten, welche Gewerbsteuer- 
Gesetze erliessen; denn schon im Jahre 1808 erschien eine Ver- 
ordnung, nach welcher alle concessionirten Gewerbe dem allge- 
meinen Steuersystem eingefügt werden sollten. Sie stellte acht 
Classen auf mit Steuer-Abstufungen von 2 Gulden als geringstem 
und 30 Gulden als höchstem Satz. Die Einreihung in diese 
Classen erfolgte durch die Polizeibehörde, nur in den Städten 
nach Vernehmung des Magistrats und eines Bürgerausschusses. 
Anhaltspunkte zur Einreihung waren nicht gegeben. 

Es war dies ein ziemlich roher Anfang, aber doch ein grosser 
Schritt in der Entwickelung der Gewerbsteuer, welchem bald, 
schon im Jahr 1814 ein zweiter folgte. Die damals erlassene 
Verordnung steht im Wesentlichen auf gleichem Standpunkte wie 
die inzwischen (im Jahre 1812) in Oesterreich eingeführte Ge- 
werbesteuer. Sie stellt Classensätze und einen Tarif von 129 
Gewerben auf, in welchem für jedes derselben, ausgeschieden 
nach fünf Abtheilungen für die verschiedenen Ortsgrössen, die 
Hauptclasse vorgeschrieben war, in welcher es eingesteuert 
werden musste. Der Hauptclassen waren fünf, deren jede wieder 
fünf Unterclassen hatte , in welchen die Steuer von 30 Kreuzern 
bis 300 Gulden stieg. Die Einreihung in die Unterclassen war 
dem Guidünken des Polizeibeamten unter dem Beirathe eines 
Ausschusses von Gewerbtreibenden überlassen. Doch wurde dieser 
Ausschuss nur bei der ersten Einführung beigezogen und später 
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die Besteurung ausschliesslich auf Begutachtung der Polizeibehörde 
von der Finanzbehörde vorgenommen. In der Regel wurde ein 
neues Gewerbe mit dem Mittelsatze der vorgeschriebenen Haupt- 
classe (dritte Unterclasse) belegt, und bei blossem Besitzwechsel 
für den Gewerbsnachfolger die nämliche Steuer regulirt, welche 
der Vorfahre gegeben hatte. Nur für Brauereien wurden nach 
der Menge des verarbeiteten Malzes, für Mühlen nach der Zahl 
der Gänge und für Fleischer nach der Zahl der geschlachteten 
Thiere im Instructionswege genauere Anhaltspunkte vorgeschrieben. 
Die Gewerbsgenossen einer Stadt durften die betreffende Gesammt- 
steuer nach eigenem Ermessen unter sich umlegen. Steuerpflich- 
tig waren nur die concessionirten Gewerbe, während die sog. 
freien Gewerbe der Familiensteuer mit 10 Kreuzern bis 12 Gul- 
den in 12 Classen unterlagen. Eine allgemein giltige aber vollends 
eine principielle Unterscheidung zwischen den concessionirten 
und freien Gewerben gab es aber nicht und häufig musste daher 
das Herkommen entscheiden, welches nicht selten örtlich ver- 
schieden war. 

Das Ungenügende auch dieser Besteurung wurde bald fühl- 
bar, wesshalb im Jahre 1828 im Zusammenhange mit einem 
ganzen neuen Steuersystem von der Regierung der Entwurf auch 
eines Erwerbsteuer -Gesetzes den Kammern vorgelegt wurde* 
In dieser Erwerbsteuer war natürlich die Gewerbsteuer mitent- 
halten. Dieselbe sollte fortan von allen Gewerben ohne Rück- 
sicht auf Concession erhoben werden. Den Maassstab bildete 
der jährliche Total-Ertrag des Gewerbes nach Abzug der Geschäfts- 
Aufwandskosten , ausschliesslich der Löhne der Gehilfen. Der 
Ertrag sollte durch Fassionen der Gewerbtreibenden und control- 
lirende Schätzung eines selbstständig entscheidenden Ausschusses 
von Sachverständigen ermittelt werden. Die Schätzer sollten von 
der Gemeinde vorgeschlagen und von der Polizeibehörde auf- 
gestellt werden, unter Vorbehalt des Rekurses an einen anderen 
besonders dafür gebildeten Ausschuss. Festgestellt sollte hiedurch 
blos die Steuerverhältnisszahl werden, nach Maassgabe deren die 
erforderliche Summe auf die Kreise, und innerhalb dieser durch 
die Kreisvertretung (Landrath) aul" die Gemeinden, auf die ein- 
zelnen Pflichtigen aber durch ortskundige Steuervertheiler umge- 
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legt werden sollte, so jedoch, dass auch hier den Einzelnen der 
Rekurs an die Regierung, den Gemeinden an den Landrath offen 
stand. Falsche Fassionen sollten mit dem zwanzigfachen Betrage 
der defraudirten Steuer bestraft werden. 

Die Kammern konnten sich jedoch mit der Regierung über 
dieses Gesetz nicht einigen, und es fiel daher. So interessant 
der Versuch einer Besteuerung auf den eben bezeichneten Grund- 
lagen gewesen wäre, so ist doch das Schicksal dieses Entwurfes 
nicht zu beklagen. Denn der Schritt von der rein bureaukratischen 
Besteurungsweise nach der Verordnung vom Jahre 1814 zu dem 
weitgehenden Self-Government im Entwürfe von 1828 wäre zu gross 
gewesen, um ohne empfindlichen Nachtheil für den Ertrag oder für 
die Gleichheit der Steuer gemacht zu werden. Es blieb also die 
alte Verordnung in Giltigkeit, bis endlich im Jahr 1852 den Kam- 
mern ein neuer Entwurf vorgelegt wurde , welcher mit wenigen 
Modificationen angenommen, und im Jahre 1856 wiederholt be- 
stätigt und mit nicht wesentlichen Aenderungen verbessert wurde. 

Bevor wir jedoch dieses neue Gesetz und den grossen Schritt 
der Vervollkommnung, den es enthält, näher betrachten, ist es 
nothwendig, einen Blick auf die inzwischen erlassenen Gewerb- 
steuer-Gesetze in anderen Staaten zu werfen, um die Entwicklung 
der Gewerbe-Besteurung auch im allgemeinen beurtheilen zu können. 
Wir können uns jedoch hier mit den alllerall gemeinsten Umrissen 
begnügen, da die meisten dieser Gewerbsteuern mehr oder minder 
ausführlich schon besprochen ] ) worden sind. 

In Baden (1815) werden die Pflichtigen in Classen ein- 
gereiht und zwar ausgeschieden nach dem Steuercapital 1. des 
Gewerbe - Kapitals, soweit es äusserlich wahrnehmbar in Einrich- 
tungen, Vorräthen u. dgl. besteht; 2. der Arbeitsrente, unter 
Berüchsichtigung des Betriebsorts und der Zahl der Gewerbs- 
gehülfen: — alles in festbestimmten Sätzen, wobei ein mindester 
Capitalbetrag aufgestellt ist, unter welchem, und ein höchster, 
über welchem Steuerfreiheit stattfindet. Die Einsteuerung erfolgt 

1) Insbesondere siehe: v. Malchus Th. I. S. 263. 264. 265.— v. Jacob 
Th. II. § 1100. — Prittwitz S. 164. — Wirth, National-Oekonomie Th. II. 
S. 450. — v. Kremer, Steuerwesen Th. II. S. 148. — Namentlich aber 
Hoffmann in Bd. YI. S. 669 dieser Zeitschrift. 
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auf Declaration des Pflichtigen durch die Ortsbehörde unter Zu- 
ziehung eines Ausschusses von Gewerbtreibenden. Für die Land- 
wirthe enthält das Gesetz feste kopfsteuerartige Sätze. 

In Preussen (1820) sind zwar für die gewerbsteuerpflich- 
tigen Gewerbe feste Classensätze nach den Gewerbegattungen, 
Betriebsorten und Betriebsmerkmalen vorgeschrieben; allein diese 
Mittelsätze gelten nur für die Gesammtheit der Steuerpflichtigen 
in einem Distrikte. Diesen ist es überlassen, die ihnen zugeschiedene 
Gesammtsumme auf die einzelnen Gewerbtreibenden — jedoch in 
vorgeschriebener Classensteigerung — nach freiem Ermessen 
umzulegen. 

In Württemberg (1821) besteht eine mehrfach abgestufte 
und sich durchkreuzende Classificirung der Gewerbe, nach Grösse 
der Betriebsorte, Betriebs- und Absatzverhältnissen, nach der 
Grösse der Betriebscapitalien und andern Merkmalen, wobei die 
Steuersätze für jede Classe und Unterabtheilung vorgeschrieben 
sind. Bei der Einsteuerung ist dem Ermessen der Steuerbehörde 
durch die ihr zustehende Einreihung der besondern Fälle in die 
gesetzlich vorgeschriebenen Classen eine bedeutende Wirksamkeit 
gegeben. Die Einsteuerungsbehörde besteht aus einem Steuer- 
beamten und fünf Schätzleuten des Orts und der Nachbarschaft, 
welche der erstere auswählt. 

In Sachsen (1834) sind die Gewerbe gleichfalls nach zwölf 
Gattungen abgetheilt und für jede Abtheilung verschiedene Classen- 
sätze mit Maximal- und Minimal-Beträgen vorgeschrieben. Einzelne 
Gewerbe, wie Bäcker und Fleischer, werden nach der Menge 
des verarbeiteten Materials oder anderen Betriebsmerkmalen, die 
meisten Handwerker nach Maassgabe der Ortsgrösse und der Ge- 
hülfenzahl besteuert. Die Einsteuerung erfolgt durch einen Be- 
amten, in den Städten unter Zuziehung von Gemeinde-Deputirten, 
auf dem Lande wählt der Commissär sich seine Beisitzer selbst 
aus. Diese Behörde reiht die einzelnen Gewerbe in die Classen 
ein, zu welchem Behufe die Pflichtigen die äusserlich wahrnehm- 
baren maassgebenden Merkmale des Betriebs fatiren müssen. 

In Hannover (1834) sind die Gewerbe höchst einfach in 
zwei Beihen von je sechs Classen, jede mit einem Minimal- und 
Maximalsatz, vertheilt, in welche dieselben von der Polizeibehörde 
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unter Zuziehung von Gemeinde - Repräsentanten nach Gutdünken 
eingereiht werden. 

In Genf 1 ) (1838) sind die Ge werbtreib enden neben einer 
progressiven Vermögenssteuer mit durchaus festen Sätzen besteuert, 
die sich aber für die meisten Gewerbe zwischen 50 Cent, und 
12 Frcs. in vier Classen bewegen. Nur einzelne, wie Gasthöfe, 
Wirtschaften u. a. sind höher besteuert. Die Anlage ist ganz 
in der Hand der Behörde. 

In Nassau (1841) ist ein ausführlicherer Tarif aufgestellt, 
welcher für die verschiedenen Gewerbe zweiundzwanzig Classen 
von Steuercapitalien vorschreibt, in deren eine sie nach Ortskate- 
gorien, theils nach Maassgabe der Zahl der Gehilfen und Vor- 
richtungen oder der Menge der Produkte, theils nach freierer 
Wahl unter mehreren Ciassensätzen eingereiht werden. Die Ein- 
steuerung erfolgt durch einen Beamten unter Zuziehung von drei 
Gemeinde-Abgeordneten nach Einholung von Declarationen. 

In Frankreich ist für jedes Gewerbe ein bestimmt fest- 
stehender, doch nach Ortsgrössen verschiedener Betrag (droit fixe) 
vorgeschrieben, welcher bei einer Anzahl von Gewerben durch 
eine Quote des für den Betrieb erforderlichen Localitäten-Miethzinses 
(droit proportionel) erhöht wird, dessen Festsetzung aber wesent- 
lich in der Hand der Steuerbehörde liegt. Nur für einzelne wenige 
Gewerbe wird diese Erhöhung nach Betriebsmerkmalen berechnet. 

Mit dieser Steuereinrichtung stimmen im Wesentlichen über- 
ein die 1827 im Grossherzogthum Hessen 2 ) eingeführte Ge- 
werbsteuer und die Gewerbsteuer - Verordnung für den bayeri- 
schen Rheinkreis 3 ) (nun Pfalz) vom Jahre 1820. Letztere 
stellt in einem Tarif für ohngefähr 420 Gewerbe fixe Steuersatze 
auf, bei den Lokalgewerben nach vier Ortsklassen abgestuft. Bei 
manchen Gewerben werden diese Sätze mit der Zahl der im 



1) Die Genfer Gewerbsteuer (droit d'inscription pour exercer une industrie) 
ist zwar von den oben erwähnten Schriftstellern noch nicht berücksichtigt, 
allein ihre äusserste Einfachheit macht eine eingehendere Besprechung un- 
nöthig, sie ist eine Art von Patentsteuer, aber noch viel starrer und unent- 
wickelter, als die französiche. 

2) Hoflmann a. a. 0. S. 690. 

3) Siebenpfeiffer, Handbuch der Verfassung Rheinbayerns Bd. V. S. 310. 
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Betriebe befindlichen Vorrichtungen multiplicirt, bei den meisten 
für jeden Gehilfen um ein Viertheil erhöht. 

Einen ähnlichen Absenker hat das französische System in 
dem Patentsteuergesetz des vormaligen Königreichs Westphalen 1 ) 
vom 12. Februar 1810 getrieben. Dieses unterscheidet classirte 
und nicht classirte Gewerbe. Die ersteren zahlen durchaus fixe 
Beträge, die nach fünf Orts- und fünf Betriebsclassen verschieden 
sind; dabei sind aber nicht blos die verschiedenen Gewerbe in 
die Betriebsclassen vertheilt, sondern mehrere kommen, je nach- 
dem sie mit weniger oder mehr Gehilfen betrieben werden, in 
verschiedenen Classen vor. Für die lezteren sind • Spielräume" 
gegeben, innerhalb deren die Gebühren zu bemessen sind, z. B. 
Banquiers 100 bis 200 Frcs., Grosshändler, Fabrikanten 20 bis 
120 Frcs. u. s. w., ohne dass jedoch zu ersehen wäre, nach wel- 
chen Grundsätzen die Steuerbeamten, denen die Festsetzung an- 
heim gegeben war, in jedem einzelnen Falle die Steuergrösse 
bemessen sollten. 

Vergleicht man diese Gewerbsteuern unter sich und in ihrer 
Reihenfolge, so fällt ein durchgreifender Unterschied in die Augen, 
welcher seine Wurzeln in nichts anderem, als in der Verschieden- 
heit der deutschen und französichen (romanischen) Nationalität 
hat. Hier das ausgeprägte Princip der Centralisation, wobei alles 
von oben her bestimmt und ohne erhebliche Rücksicht auf die 
kleinen und grossen Abstufungen und Verschiedenheiten der lebendi- 
gen Wirklichkeit jeder Fuss in den voraus verfertigten Commiss- 
schuh hineingezwängt wird, denn die vorkommende Rücksicht- 
nahme auf den Betriebsumfang und die damit verbundenen Schätzun- 
gen sind eigentlich Abweichungen vom Princip; dabei aber eine 
nicht zu verkennende Präcision und bei gutem Willen einer in- 
telligenten Regierung die Möglichkeit auf dem Grunde einer tüch- 
tigen Statistik die Steuer nicht blos einträglich, sondern auch — 
obwohl bei vielen Härten im einzelnen — im Ganzen ertraglich 
zu machen 2 ). Dort dagegen kommen die ersten Versuche der 

1) Westphälische Finanzgeschichte Th. I. S. 208 und 300 (1814 ohne 
Angabe des Verfassers, Verlegers oder Ortes erschienen). 

2) Näheres über die französiche Gewerbsteuer bei v. Hock , die Finanz- 
verwaltung Frankreichs S. 153, flgde. Murhard , Theorie der Besteuerung 
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Gewerbsteuergesetzgebung ziemlich roh auf die Welt, wie die 
beschränkte und doch vage Classificirung der ältesten Gesetze 
beweist; allein schon in jener arbiträren Befugniss der Steuer- 
behörden, die Gewerbe in einer Auswahl von Classen unterzu- 
bringen, und in der Zuständigkeit der Gewerbsvereine, ihre Ge- 
sammtsteuer unter ihre Glieder umzulegen, zeigt sich das Bestre- 
ben, die Steuer mit der wirklichen Leistungsfähigkeit der Pflich- 
tigen in Einklang zu bringen und es liegt hierin ein Keim ger- 
manischer Selbstregierung. Beides kommt in den spätem Ge- 
setzen zu noch nicht sehr bedeutender, aber doch fortschreitender 
Entwickelung. Freilich muss man bei den verschiedenen Steuer- 
gesetzen nicht gerade in vollkommen chronologischer Folge die 
Entwicklung suchen, sondern bei einer solchen Prüfung auch den 
besonderen geschichtlichen und den Regierungs-Verhältnissen Rech- 
nung tragen; denn bei der Hannover'schen Gewerbsteuer würde 
man vergeblich nach einem Fortschritt gegen die württembergische, 
ja selbst gegen die alte bayerische und österreichische fragen, 
und die der französischen nachgebildete hessische, die ihr ganz 
nahe stehende alte rheinbayerische und die nur wenig sich 
von ihr entfernende badische Gewerbsteuer haben nichts oder nur 
wenig mit jenem germanischen Princip gemein. Allein das stört 
das Resultat im Ganzen nicht. Unverkennbar bleibt, dass die 
Verhältnissmässigkeit der Besteuerung zugenommen hat, dass ein 
immer genaueres Eingehen auf den wirklichen Ertrag der steuer- 
pflichtigen Gewerbe wahrnehmbar ist, und dass an die Stelle der 
ausschliesslichen Beamten - Thätigkeit eine namhafte Mitbetheili- 
gung der Gemeinde- Vertreter und der Steuerpflichtigen getreten 
ist. Und dieser im Allgemeinen wahrnehmbaren Bewegung von 
der bureaukratischen Besteuerung, welche anfänglich nicht einmal 
alle Gewerbe umfasst, zur allgemeinen Herbeiziehung aller Ge- 
werbe und zur Selbstbesteuerung hat sich auch die bayerische 
Gesetzgebung angeschlossen. 



S. 378. Fulda, Handbuch der Finanzwissenschaft § 195. Hau , Finanz- 
wissenschaft § 374. Seeger, Abgabensystem S. 42, und die schon allegir- 
ten Schriftsteller. — 



vorn 1. Juli 1856. 13 

Gegenstand der Gewerbsteuer. 

Gewerbsteuerpflichtig ist daher in Bayern Jedermann, der 
ein Gewerbe treibt, und es unterliegen demgemäss der Gewerb- 
steuer, wie das Gesetz, sich selber interpretirend , fortfährt, alle 
radicirten oder realen, dann alle persönlichen Gewerbe, deren 
Ausübung auf einer Concession, einem Privilegium , oder in der 
Pfalz auf einem Patent beruht, sowie die der freien Betriebsam- 
keit vorbehaltenen Erwerbsarten, wenn sie gewerbsmässig aus- 
geübt werden (Art. 1). 

Augenscheinlich schliesst sich das Gesetz an die dermalen 
noch bestehenden gewerbegesetzlichen Zustände an, und macht 
die Rechtmässigkeit eines Gewerbebetriebes zur Voraussetzung 
der Besteuerung, indem es die Voraussetzungen aufzählt, unter 
welchen ein Gewerbtreibender steuerpflichtig ist. Die unbefugte 
Ausübung eines Gewerbes, die Pfuscherei, hat in dieser Aufzählung 
keinen Raum; es liegt dies in der Natur des Concessionirungs- 
Systems, nach welchem für den Uebertreter der gewerbepolizei- 
chen Bestimmungen wohl Strafe aber nicht Besteuerung statt- 
finden muss. 

Eine interpretirende Ministerial-Entschliessung vom Jahre 1858 
stellt sich aber auf den Standpunkt der Gewerbfreiheit und schreibt 
vor, dass auch der unbefugte Gewerbebetrieb besteuert, gleich- 
zeitig aber der Polizeibehörde Anzeige gemacht werden soll. 

Von diesen beiden Anordnungen wird indessen factisch die 
erste von der zweiten aufgehoben ; denn die Polizeibehörde muss 
sofort den unbefugten Betrieb einstellen, worauf die Steuer wieder 
zur Abschreibung zu kommen hat. Uebrigens ist es sehr fraglich, 
ob die Gewerbsteuerausschüsse, denen die Feststellung der Steuer- 
pflichtigkeit vorzugsweise obliegt, an eine ministerielle Interpreta- 
tion gebunden sind. Ein anderes, älteres Rescript, verneint, wie 
es scheint, vollkommen richtig, diese Frage und bezeichnet solche 
EntSchliessungen nur als Richtpunkte für den Staatsanwalt. — 

Mit Rücksicht auf die Staatsgrenzen ist der Umfang der Ge- 
werbsteuerpflicht dahin festgestellt, dass Ausländer für ihre in 
Bayern betriebenen Gewerbe steuerpflichtig, bayerische Staats- 
angehörige aber für die im Auslande betriebenen Gewerbe Steuer- 
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frei sind (Art. 23), eine Anordnung, welche ebensosehr in dem 
Charakter dieser Steuer als einer objectiven Ertragssteuer als in 
der Rücksicht auf die leichtere Erhebung derselben begründet ist. 

Was unter steuerpflichtigem Gewerbe zu verstehen sei, ist 
principiell in dem Gesetze nicht festgestellt, wie bekanntlich auch 
die Ansichten der wissenschaftlichen Autoritäten hierin auseinan- 
dergehen. Fulda, welcher in seinen »Grundsätzen der Cameral- 
wissenschaft« § 441 die Gewerbsteuer als eine Auflage auf die 
im gewöhnlichen Leben als Gewerbe bezeichneten Unternehmun- 
gen auffuhrt, scheint diesen Begriff später nicht mehr klar genug 
gefunden zu haben, denn in seinem »Handbuch der Finanzwissen- 
schaft« §188 bezeichnet er als Objecte der Gewerbsteuer den 
Landbau, Handel, die Fabrikation und Privat- wie öffentliche 
Dienstleistungen. 

Der nämlichen Ansicht ist Behr *)> welcher nach englischem 
Vorbild überhaupt nur von einer Besteuerung der Arbeitsrente 
spricht, und dieser Besteuerung Taglöhner, Künstler, Gelehrte, 
Kirchen- und Staatsbeamte ebensogut wie Handwerker unterworfen 
sehen will, während er Handelsgeschäfte nach der Capitälrente 
zu besteuern vorschlägt. Seiner Erklärung schliesst sich Mur. 
hard 2 ) an, welcher indessen an der Ausführbarkeit der Gewerb- 
steuer verzweifelt und sie desshalb principiell verwirft. 

Jakob s ), welcher der Gewerbsteuer eine ausführliche , genau 
durchdachte Abhandlung widmet, rechnet ebenfalls sowohl die ge- 
meinen Arbeiter, als die Gelehrten, Staatsdiener und Künstler zu 
den Gewerbsteuer -Pflichtigen. Er bezeichnet jedoch die Auflage, 
welche von diesen erhoben werden soll, als Steuer von der Industrie- 
rente, welche ihm in zwei Theile zerfällt, nämlich in die persön- 
liche Industrierente (reiner Arbeitsverdienst im weitesten Umfang 
und Unternehmergewinn) und in die Capitälrente. Eine solche 
Steuer würde eigentlich mehr eine Erwerbs-, als eine Gewerbssteuer 
sein; allein der weitere Umfang wäre nicht nur kein Nachtheil, 
sondern ein Vorzug; denn je grösser das Gebiet jeder Steuer ist, 



1) Die Lehre von der Wirtschaft des Staates § 164. 

2) a. a. 0. S. 871. 

3) Finanzwissenschaft § 1070 und 1073. 
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desto geringer die Zahl der Auflagen, desto gleichheitlicher die 
Belastung und desto einfacher die Verwaltung. Die dabei erforder- 
liche Ausscheidung in persönliche und Capital-Rente ist schon in 
der Praxis, z. B. bei der badischen und theilweise bei der württem- 
bergischen Gewerbsteuer erprobt und hat sich als ausfuhrbar und 
nicht unzweckmässig bewährt *). 

Dieser Anschauungsweise gegenüber stehen die Ansichten 
anderer Schriftsteller, welche die Gewerbsteuer auf die im gewöhn- 
lichen Leben so genannten Gewerbe, jedoch theilweise mit Ein- 
rechnung der reinen Lohnarbeit, beschränkt wissen wollen. Am 
weitesten geht in dieser Hinsicht Krehl 2 ), der hier wesentlich auf 
dem nämlichen Standpunkt steht, wie Fulda in seinen Grundsätzen 
der Cameralwissenschaft , aber doch erkennt, dass es unmöglich 
ist, hiebei die Grenze zwischen Gewerben und anderen Erwerbs- 
arten zu finden, und desshalb die frühere Zunftmässigkeit als Merk- 
mal der Gewerbsteuerpflicht aufstellt. Dabei ist er freilich genöthigt, 
noch besondere Wirthschafts- , Handlungs- und Dienst-Steuern zu 
empfehlen. 

Rau (§ 358) versteht unter Gewerbe jede Beschäftigung, 
welche die Erlangung von Sachgütern bezweckt, mit Ausschluss 
solcher Verrichtungen, bei denen, ihrer höheren Bestimmung wegen, 
die Vergütung nicht zum Hauptbeweggrund gemacht werden darf; 
irt einem engeren Sinne auch unter Ausschluss aller blossen Lohn- 
arbeit.« In diesem engeren Sinn fasst sie auch Umpfenbach 3 ), 
der als Gewerbe nur »die Combination von Arbeil und Capital« 
anerkennt. Unter Capital versteht er nur wirkliches, materielles, 
kein sog. geistiges Capital und proponirt neben der Gewerbsteuer für 
die ohne Capital betriebenen Erwerbszweige noch eine Arbeitssteuer. 

Malchus (§ 55) ist der nämlichen Ansicht, indem er eine 
directe Besteurung der Gewerbsthätigkeit nur in Ansehung der 
Fabriken, des Handels, der Handwerke und solcher Dienstgewerbe 
für zulässig erachtet, welche ein angemessenes Betriebscapital 
erfordern. Ausgeschieden werden namentlich diejenigen Arten der 



1) Vgl. Rau Grundsätze der Finanzwissenschaft § 373. 

2) Das Steuersystem § 114. 

3) Lehrbuch der Finanzwissenschaft § 94. 
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Industrie, welche eine höhere wissenschaftliche Bildung erfordern, 
zu deren Ausübung aber keine Verpflichtung obwaltet, sondern 
die lediglich die Gewinnung eines Einkommens zum Zwecke haben 
z. B. Aerzte, Advokaten etc. ; und insbesondere diejenigen Arten 
der Thätigkeit, deren Uebung in einer bestimmten Verpflichtung 
begründet ist, bei denen die Dienstleistung an sich der Hauptzweck, 
das damit verbundene Einkommen aber nur ein accessorischer 
Vortheil ist (öffentliche Beamte). Nach Stein *) endlich ruht die 
Gewerbsteuer lediglich auf dem gewerblichen Capital, während 
sich das persönliche Moment (Fähigkeit, Fleiss etc.) der Messung 
und Schätzung entzieht. Capital wird dabei aber in einem sehr 
weiten Sinne gefasst (S. 271), indem es nicht blos die sachlichen, 
sondern auch die sog. persönlichen Güter 2 ) (Arbeitsfähigkeit, 
Geschicklichkeit, Erfahrung u. s. w.) in sich begreift Ausgeschlos- 
sen von dem Begriff der Gewerbe sind alle Unternehmungen, 
welche auf einem »Capital an Grund und Boden« beruhen und 
jeder Erwerb, der nicht ein bereits vorhandenes Capital zur Grund- 
lage hat (S. 277), die rein physische Arbeit. Unter diese Be- 
griffsbestimmung lässt sich sehr wohl der Erwerb aus wissen- 
schaftlicher Arbeit, der Staatsdiener, Aerzte, Advokaten u. s. w. 
subsumiren ; allein für die ersteren wird eine besondere Besoldungs- 
steuer (S. 288) proponirt, während die letzteren allerdings der 
Gewerbsteuer (vergl. S. 286 und 287, Note) verfallen sollen, für 
welche indessen auch der Ausdruck Erwerbsteuer (z. B. S. 272) 
gebraucht wird. Stein (S. 278) kann hiebei freilich nicht umhin, 
zu gestehen, dass die Grenze für die Gewerbe gegen die rein 
physische Lohnarbeit »oft sehr schwierig zu ziehen ist«. Diese 
unbestreitbare Thatsache wird auch von Anderen nicht verkannt; 
aber wie der Schwierigkeit zu begegnen, wie der rechte Weg 
zu finden sei, dafür gibt er die Mittel nicht an, auch Rau nicht, 
welcher (§ 375. Ziff. 2) empfiehlt, die Grenze scharf zu ziehen. 



1) Lehrbuch der Finanzwissenschart S. 269. Dieser seiner eigenen 
Deflnition scheint Stein insofern untreu zu werden, als er in den Capiteln 
über die geschichtliche Stellung der Erwerbsteuer, über die Classification, 
den Gewerbsteuerfuss und das Gewerbsteuersystem sich wesentlich nur mit 
den Gewerben im gewöhnlichen, traditionellen Sinne des Worte» befasst. 

2) Stein, System der Staatswissenschaft Bd. I. S. 162. 



vom 1. Juli 1856. 17 

Es geht mit dieser Grenze wie mit dem Kern der Cometen; je 
schärfer man sie beobachtet, desto mehr verschwindet sie. Der 
Grund ist einfach der, dass eine Grenze in Wirklichkeit nicht 
besteht 1 )- Es existirt überhaupt keine rein physische 



1) Ich kann nicht umhin, mich bei dieser Gelegenheit gegen das Her- 
einziehen von persönlichen Eigenschaften und von Verhältnissen in den 
Begriff des Capitals auszusprechen, was in neuerer Zeit vielfach versucht 
wird, z. B. Wirth , Grundzüge der National - Oekonomie Bd. I. S. 270. — 
Stein a. a. 0. — und auch Röscher spricht im § 42 seiner „Grundlagen" 
von unkörperlichen Capitalien, von denen er aber zugesteht, dass sie schwer 
von der Arbeitskraft zu unterscheiden sind. 

Erworbene persönliche Eigenschaften, wie Gewandtheit, Intelligenz 
u. s. w. sind mit den angeborenen Anlagen so ununterscheidbar verbunden, 
dass sie in denselben vollkommen aufgehen. Die Ausbildung kann das 
Talent nur unterstützen und das Resultat jener als Capital, dieses aber als 
Arbeitskraft zu betrachten, geht nicht an; denn bei der Verschiedenheit der 
Begabungen würde für den einen Arbeitskraft sein, was für den andern 
Capital wäre, und die Unmöglichkeit eine Grenze zu finden, würde zu der 
Consequenz treiben Talent , Energie , Charakter ebenso wie Gesundheit, 
Körperkraft u. s. w. als Capital zu betrachten. Selbst politische und reli- 
giöse Verhältnisse, die ja auch Producte von Jahrhunderte langer Arbeit 
sind, würden ebenso wie die günstige Lage eines Handelslokals, wie eine 
Kundschaft und andere Verhältnisse zu Capital. Bei der Bodenrente ist 
man zu dieser Consequenz schon mit Bewusstsein vorgegangen (vgl. Wirth 
Bd. I. S. 43 flgde. nach dem Vorgange von Carey und Bastiat) indem die 
Productivität der Naturkraft in Abrede gestellt wird, doch hat man nicht 
gewagt, die Productivität der menschlichen Begabung zu verneinen ; gleich- 
wohl könnte dies mit eben so viel Recht geschehen, als jenes. 

Richtig ist zwar, dass man Fertigkeit, Kenntnisse, Absatzgelegenheit 
u. dgl. gewisser Maassen erwerben kann, indem man Capital aufwendet, 
obwohl das Erwerben bei Kenntnissen u. s. w. etwas sehr anderes ist, als 
das Erwerben von Sachen; allein das, was man für Capital eintauscht, ist 
deswegen nicht auch Capital, und noch weniger sind persönliche Eigen- 
schaften u. s. w. deswegen Capital, weil sie produktiv sind (vgl. Wirth 
I. S. 270); denn dass es eine Productivität der Arbeit neben jener da* 
Capitals gibt, hat noch Niemand in Zweifel gezogen. 

Jene Ausdehnung des Capital - Begriffs dürfte auf Unklarheit beruhen 
und es wird zur Vermeidung von Begriffsverwirrungen gerathen sein, bei 
der älteren Definition von Capital zu bleiben, welche nur sächliche Güter 
umfasst, und welche auch die Neuerer selbst unbewusst anerkennen (vgl. 
Wirth I. S. 29 und 310). 

Die ältere Wissenschaft kennt auch immaterielles Capital, aber in einem 

Zeltsohr. f. Staats*. 1M1. I. Heft. 2 
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Arbeit von Menschenhand, zu jeder ist eine grössere oder 
kleinere Menge von Bildung, Erziehung, Erfahrung nothwendig. 
Ein Fabrikarbeiter muss sein Geschäft, wenn auch nur kurze Zeit, 
doch in der Regel erst lernen, muss also für Sachgüter Geschick- 
lichkeit erwerben (nicht eintauschen); ein Auslaufer muss eine 
durch Erziehung entwickelte Verlässigkeit, Ortskenntniss u. s. w. 
haben; ein Holzhauer braucht nicht blos seine durch Uebung ge- 
steigerte Kraft, sondern auch eine gewisse Geschäftskenntniss 
(z. B, um Stöcke zu spalten) und überdies mehr Capital in Werk- 
zeugen, als mancher kleine Handwerker. Wir sehen also überall 
sowohl Intelligenz erfordert als Capital verwendet. — Haben wir 
nun nach der einen Seite eine Grenze verschwinden sehen, so 
wollen wir nun auch die andere Seite betrachten, auf welcher 
den Gewerben die »höheren Thätigkeiten« gegenübergestellt werden. 
Der Umstand, dass Jemand nicht nach dem concreten Maasse 
seiner Arbeiten bezahlt wird *), sondern eine jährliche fixe Summe 
erhält, wofür er zu thun hat, was eben vorkommt, das eine Mal 
mehr, das andere Mal weniger, kann jedenfalls keinen Ausschlag 
geben : denn jeder Commis und jeder Arbeiter, der nicht nach 
dem Stück bezahlt wird, erhält eine Aversal- Vergütung , sei es 
jahrweise, sei es monatweise, sei es tagweise ebenso wie der 
Minister. Für seine Bezahlung aber hat jeder, er sei im Privat- 
dienst oder im öffentlichen Dienst, die Pflicht, seine Schuldigkeit 
zu thun, so gut es in seinen Kräften steht und es ist durchaus 
in Abrede zu stellen, dass bei öffentlichen Bediensteten die Dienst- 
leistung an sich der Hauptzweck und die Besoldung nur Neben- 
sache, bei Privatbediensteten aber der umgekehrte Fall ist 2 ). 
Ebensowenig kann in der wissenschaftlichen Bildung ein Unter- 
schied gefunden werden. Der Chemiker, der Mechaniker, der 
in einer Fabrik angestellt ist, muss ebenso viel wissenschaftliche 
Bildung besitzen, als viele Staatsbedienstete zu haben brauchen, 
und doch sollten diese »etwas Besseres« sein? Der Advokat, 



ganz andern Sinn; vgl. Sismondi, Etudes snr l'economie politique Th. IL 
S. 426. — 

t) Vgl. Malchus Bd. I. S. 247 auf 248. 

2) Man vergleiche i. B. Friedrich Perthes Leben von Clemens Perthes, 
Bd. I. S. 64. Bd. III. S. 42 u. a. a. 0. 
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der Arzt, der Notar, welcher noch dazu eine öffentliche Person 
ist, während er um Stücklohn arbeitet, sollten kein anderes In- 
teresse kennen, als ihren Geldsäckel, sollten nicht die nämlichen 
Gewissens - Verpflichtungen haben, wie ein Beamter? Der Tech- 
niker (Bergmann, Architekt, Landwirth, Braumeister u. s. w.), 
welcher dem Staate dient, sollte eine andere sittliche und wirt- 
schaftliche Stellung haben, als der, welcher einem Privaten 
dient? Keiner, der Minister so wenig als der Arbeiter, würde 
oder könnte ohne Bezahlung dienen; keiner steht ausserhalb der 
Verpflichtung seine Schuldigkeit zu thun, und die Wissenschaft 
durchdringt heutzutage alle Gebiete der menschlichen Thätigkeit. 
Dies dürfte genügen, nicht zu beweisen, was keines Beweises 
bedarf, sondern nur klar zu machen, was an sich klar ist : dass 
man so wenig zwischen Arbeitsverdienst und Arbeitsverdienst, als 
zwischen Capitalaufwand und Capitalaufwand, überhaupt zwischen 
den Erträgnissen verschiedener Erwerbsarten einen wesentlichen 
Unterschied machen kann. Es besteht nur ein Unterschied nach 
dem Grade, in welchem geistige Thätigkeit in Anspruch genom- 
men wird und Capital zur Verwendung kommt, so dass ohne 
Willkührlichkeit eine Grenze nicht zu ziehen ist, weil sie in Wirk- 
lichkeit nicht besteht. 

Ist dies aber richtig, so wäre nichts rationeller und einfacher, 
als eine Besteurung des Erwerbs ohne Ausscheidung der Erwerbs- 
arten. Bei einer solchen allgemeinen Erwerbssteuer würde der 
wesentliche Vortheil einer grösseren Gleichheit der Besteuerung 
erreicht, als bei einer Zersplitterung in mehrere Besteuerungen 
für die verschiedenen Erwerbsarten möglich ist, welche sich auf 
verschiedene Standpunkte stellen und dadurch zu verschiedenen 
Resultaten kommen müssen, und es würde die Willkürlichkeit, 
welche bei der Grenzbestimmung zwischen den verschiedenen Er- 
werbsarten nicht zu vermeiden ist, dadurch beseitigt. An dieser Will- 
kührlichkeit leiden denn auch mehr oder weniger alle Gesetze, welche 
eine Besteuerung der Gewerbe im engeren Sinne anordnen. Die öster- 
reichische Gewerbsteuer z. B. zieht die Advokaten an und lässt die 
Aerzte *) und überhaupt alle Beschäftigungen, welche die innere und 



1) Hahn, die direkten Steuern Oesterreichs S. 2. 

2* 
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iussere Heilung der Menschen und Thiere zum Zwecke haben , frei. 
Privatunterricht in Orten über 4000 Seelen ist steuerpflichtig, 
jener von angestellten Lehrern aber ist steuerfrei. In Bayern 
sind Getraidemesser (in Schrannen) Aichmeister, Waagmeister etc. 
als gewerbsteuerpflichtig bezeichnet, während sie mindestens eben- 
sogut als öffentliche Bedienstete betrachtet werden können, da 
sie als verpflichtete Aufsichtspersonen eine gewisse publica fides 
gemessen; Privatschreiber dagegen, Todtengräber u. a. Beschäf- 
tigungen, deren Charakter sich dem gewöhnlichen Begriffe des 
Gewerbes weit mehr annähert, sind nicht gewerbsteuerpflichtig. 

Ist aber die allgemeine Erwerbssteuer vernunftgemässer als 
die verschiedenartige Besteuerung der einzelnen Erwerbsarten, so 
ist auch die Veranlagung derselben nach ihren natürlichen Be- 
standtheilen , nämlich nach der Arbeitsrente einerseits und nach 
der Capitalrenle ') anderseits durchaus nicht mehr anzufechten. 
Die Frage, ob für jeden der beiden Theile eine besondere Steuer 
zu reguliren ist, oder nicht, bleibt hiebei noch ausser Betracht; 
allein selbst dieser Ausscheidung ist, wie schon erwähnt, die 
Erfahrung keineswegs ungünstig. 

Es ist daher schwer zu begreifen, wie dieser Anschauung 
der Vorwurf der Unklarheit und Verwirrung *) gemacht werden 
konnte, während einleuchten dürfte, dass nur auf diesem Wege 
zu Consequenz und Klarheit zu kommen ist. 

Allein das in thesi richtigste ist nicht immer das in praxi 
zweckmässigste , und es soll dem bayerischen Gesetz kein Vor- 
wurf daraus gemacht werden, dass es auf dem Boden der ge- 
wöhnlichen Denkweise geblieben ist. Wenn die Folge davon eine 
kleine Willkührlichkeit in der Abgrenzung und eine kleine Ungleich- 
heit in der Belastung verschiedener Erwerbsarten war, so ist 
dieser Schaden practisch doch geringer, als wenn man den ge- 
wöhnlichen, volkstümlichen Begriff von Gewerbe aufgegeben und 
den Vollzugsorganen den ihnen ungewohnten Begriff des Ertrags 
der Arbeitsrente und Capitalsrente zur Anwendung in die Hand 



1) Des Begriffs , geistiges Capital" muss man sich dabei freilich 
entschlagen. 

2) L. Stein Finanzwissenschaft S. 271. 
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gegeben hätte. Einer späteren Zeit wird vorbehalten sein, jenen 
weiteren Schritt zu thun, wenn die Einsteuerungsorgane, welche 
wesentlich aus Steuerpflichtigen bestehen, an den jetzigen Ein- 
richtungen ihre Intelligenz und Selbstständigkeit befestigt und 
erhöht haben werden. 

Es ist daher wohlgethan, dass sich das bayerische Gesetz 
an den gewöhnlichen, vulgären Sinn des Wortes »Gewerbe« an- 
geschlossen hat, welchen Jedermann kennt, ohne dass es jedoch 
möglich ist, ihn wissenschaftlich vollständig zu fixiren, was grössten- 
theils darin seinen Grund hat, dass er auf der rein ^tatsächlichen, 
historischen Basis der Zunftmässigkeit beruht, und wenn er sich 
auch bedeutend darüber hinaus erweitert hat, doch an vielen 
Punkten seine willkürlich gezogenen, aber durch Verjährung an- 
erkannten Grenzen festhält. 

Unser Gesetz stellt somit keine Definition auf, sondern setzt 
als bekannt voraus, was im gewöhnlichen Leben als Gewerbe 
betrachtet wird, und was nicht Dafür zählt es in einem 672 
Nummern umfassenden Tarife die steuerpflichtigen Gewerbe auf, 
ohne indessen diese Reihe für geschlossen zu erklären; sondern 
es ttberlässt den sachkundigen Einsteuerungs-Organen , untarifirte 
aber als Gewerbe erkannte, Erwerbsarten angleichend an die 
tarifirten zu besteuern. Bei dieser Einsteuerung, wobei die Ana- 
logie des zunächst verwandten, tarifirten Gewerbes maassgebend 
sein soll (Art 6), ist es aber nicht blos die technische Verwandt- 
schaft, auf welche Rücksicht zu nehmen ist, sondern auch die 
Aehnlichkeit des Ertrages ')> und wenn also nach dem Ermessen 
des Ausschusses ein nicht tarifirtes Gewerbe nur z. B. den vier- 
ten Theil von dem Ertrag abwirft, den das technisch nächstver- 
wandte tarifirte gewährt, so kann jenem auch nur der vierte 
Theil der Steuer aufgelegt werden. 

Ebenso wie unser Gesetz darin consequent ist, dass es nur 
die Gewerbe zu besteuern beabsichtigt, so beweist es diese Eigen- 
schaft andererseits darin, dass es a 1 1 e Gewerbe herbeizieht. Es geht 
dies schon aus dem eben Gesagten hervor, wonach die Aufzählung 



1) Vgl. Vocke, das Gewerbsteuergesetz vom 1. Juli 1856, in Doll- 
mann's Gesetzgebung des Königreichs Bayern Tb. II. Bd. II. Heft 2. S. 172. 
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des Tarifs sich nicht für erschöpfend gibt, und indem das Gesetz nicht 
nur alle auf Concession, Privilegium, oder Patent betriebenen Gewerbe, 
sondern auch alle sogenannten »freien Gewerbe« oder »der freien 
Betriebsamkeit überlassenen Erwerbsarten« in seinen Bereich zieht, 
macht es sich von den Fesseln der Verordnung von 1814, welche 
nur die concessionirten Gewerbe besteuerte, los. Doch besteht 
ein Unterschied zwischen den beiden Classen von Gewerben darin, 
dass die ersteren unter allen Umständen steuerpflichtig sind, die 
lezteren, die freien Gewerbe, nur unter der Voraussetzung »des 
gewerbsmässigen Betriebs.« Ob eine solche Erwerbsart in einem 
Umfang und in einer Weise betrieben wird, welche ihr den Charak- 
ter der Gewerbsmässigkeit gibt, das zu entscheiden ist für jeden 
einzelnen Fall dem sachkundigen Ermessen der Steuer-Ausschüsse 
überlassen. Als bindende Kennzeichen stellt das Gesetz nur die 
Ausübung mit Gehilfen, in offenem Laden oder mit öffentlicher 
Ankündigung auf. Für die nicht gewerbmässig betriebenen freien 
Erwerbsarten enthält das Einkommensteuergesetz eine besondere 
Kategorie. Hier zeigt sich aber eine der Inconvenienzen, welche 
bei der Trennung der Gewerbe von der Erwerbsteuer (das ist 
die bayerische Einkommensteuer in der Hauptsache) in zwei 
Steuergesetze kaum ausbleiben können, indem die Einkommen- 
steuer für nicht gewerbsmässig, also gering betriebene Erwerbs- 
arten unter Umständen viel höher, ja dreifach so hoch ist, als 
die Gewerbsteuer für den gewerbsmässigen, also stärkeren Betrieb. 
Denn die Gewerbsteuer kann bis zu 10 Kreuzer, die Einkommen- 
steuer nur bis zu 30 Kreuzer herabgehen, eine Ungleichmässig- 
keit, die bei der Kleinheit der Beträge freilich mehr im Princip, 
als in der Praxis fühlbar ist, aber doch für die Bichtigkeit einer 
allgemeinen Erwerbssteuer spricht. 

Dass die bayerische Gewerbsteuer ebenso die ganz kleinen 
Gewerbsleute trifft, wie auch die Lohnarbeiter mit der Einkommen-, 
richtiger: Personal-Steuer belegt sind, steht allerdings mit den 
fast einstimmigen Ansichten der staatswissenschaftlichen Autori- 
täten nicht im Einklänge. Wenn man indessen erwägt, dass in 
Bayern ausser den Vereins-Zöllen und dem Malzaufschlage keine 
indirecten Staatsauflagen bestehen, die Arbeiter und kleinen Hand- 
werke also fast steuerfrei wären, wenn sie nicht zu den directen 
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Auflagen angezogen würden, so wird man zugestehen müssen, dass 
eine so massige directe Steuer, wie unsere Gewerbsteuer, wenn 
sie auch mehr empfunden wird, als eine indirecte Besteuerung, 
doch gerechter und daher vorzüglicher ist, was auch Adam Smith 
in frühester und L. Stein in neuester Zeit für letztere sagen 
mögen. 

Ausdrücklich ausgenommen von der Gewerbsteuer ist der 
Betrieb der Land- und Forst- Wirthschaft •), die Jagd und Fischerei, 
sowie die Ausbeutung der Bergwerke (Art. 22). Hievon ist der 
Bergbau nach einem besonderen Gesetz bereits mit einer Abgabe 
von 5°/o des Capital- und Unternehmer-Gewinns belastet, und die 
Jagd hat auch eine Art von besonderer Besteuerung in der Jagd- 
karten-Gebühr, welche jeder, der auf die Jagd gehen wil', alljähr- 
lich erlegen muss, allein die Land- und Forstwirthschaft und die 
Fischerei sind nur insofern besteuert, als der Grund und Boden 
grundsteuerpflichtig ist. Die aus einem ermässigten Rohertrage 
nach der natürlichen Ertragsfähigkeit des Bodens an Getreide- 
Körnern, Hfu, Holz und Fischen berechnete Grund- und Fisch- 
wasser-Steuer trifft aber weder das in den Boden verwendete, 
noch das in Vieh, Geräthen u. s. w. angelegte Capital, noch auch 
die Arbeitsrente des Landwirths, weshalb eine keineswegs unwich- 
tige Quelle des Staatseinkommens in Bayern — wie in vielen 
andern Staaten — noch nicht benützt ist. Unsere Bauern, Guts- 
besitzer und Pächter würden eine solche landwirthschaftliche Gewerb- 
Steuer sehr wohl ertragen; denn bei der nach einem Preise des 
Roggens von 8 Gulden für den bayerischen Schäffel bemessenen 



1) Die princinielle Richtigkeit einer landwirthschaftlichen Gewerbe- 
steuer ist so ziemlich allgemein anerkannt, vgl. v. Jakob § 671. Malchus 
§ 54. Murhard S. 393. Fulda § 190. Rau § 302 und 363. — Wenn Stein 
S. 278 sie als einen schlechten Ersatz für die fehlende Beweglichkeit der 
Grundsteuer bezeichnet, so hätte er eine Grundsteuer vorzeichnen sollen, 
welche auch das ganze landwirthschaftliche Betriebscapital (Geräthe, Maschi- 
nen, Geld und Natural-Vorräthe u. s. w.) verhältnissmässig besteuert. Da 
er aber das nicht gethan hat, und der Ertrag der Landwirthschaft ein sehr 
verschiedener ist, je nachdem das Capital gross oder klein, und da über- 
dies die Fähigkeiten, Bildung u. s w. des Landwirthes gleichfalls grossen 
Einfluss äussern, so möchte die Gewerbsteuerfähigkeit der Landwirthe noch 
immer für nnzweifelhaft gelten dürfen. — 
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Grundsteuer befinden sie sich trotz der in neuerer Zeit erhobenen 
Zuschläge von 33 1 /» Procent bei den seit einer Reihe von Jahren 
gesteigerten Getraidepreisen entschieden im Vortheil gegen die 
übrigen Steuerpflichtigen. 

Jedes Gewerbe ist steuerpflichtig , aber auch nur einmal *). 
Wenn also mehrere Personen ein Gewerbe betreiben, so wird 
nur eine Steuer regulirt und einer der Gesellschafter als Reprä- 
sentant des Gewerbes, die andern aber, insofern sie beim Betriebe 
thätig betheiligt sind, als Gehilfen betrachtet (Art. 20). Umgekehrt, 
wenn ein e Person mehrere Gewerbe betreibt, so hat sie für jedes 
die volle, dem Betrieb sumfange angemessene Steuer zu entrichten. 
Sind jedoch mehrere Gewerbe in der Art verbunden, dass durch 
deren Zusammenwirken ein Product hervorgebracht wird, oder 
dass eines das andere nach der Natur der Sache, oder nach Her- 
kommen in sich begreift (wie Gastwirthschaft die Schenkwirth- 
schaft), oder dass verschiedene sonst getrennte Handelsgattungen 
in einem Geschäft betrieben werden, dann wird nur eine Steuer 
und zwar nach dem Hauptgeschäft, oder wenn dieses zweifelhaft 
ist, nach dem höchst besteuerten der verbundenen Gewerbe regu- 
lirt (Art. 18). Insoferne jedoch eine solche Verbindung von 
Gewerben dem Unternehmer gegenüber anderen, welche das be- 
treffende Hauptgeschäft ohne die Nebengewerbe betreiben, eine 
wesentliche Ertragserhöhnng verschafft, wird der Viertels- bis 
ganze Betrag der für das lucrative Nebengewerbe oder Handels- 
geschäft verordneten Normalsteuer der Hauptsteuer zugeschlagen 
(Art. 24). Der Verkauf der eigenen Fabrikate gilt aber nicht als 
Nebengewerbe, und wird daher nicht besonders besteuert, auch 
wenn er in einem eigenen Laden stattfindet. Nur Niederlagen 
an auswärtigen Orten werden als selbstständige Handelsgeschäfte 
besteuert und wenn in dem Laden eines Producentcn Artikel ge- 
führt werden, welche er nicht selbst erzeugt hat, so wird der 
Viertels- bis ganze Betrag der für das betreffende Handels- 
geschäft bestimmten Steuer je nach der Zahl und Art der fremden 
Artikel (und nach dem Umfang des Ladengeschäfts) der Steuer 
des Hauptgewerbes zugesetzt (Art. 19). 



1) Vgl. Bau a. a. 0. § 375, Ziff. 4. 
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Wie diese Anordnung wegen Besteuerung zusammengesetzter 
Gewerbe zu verstehen sei, darüber geben die Verhandlungen in 
der Kammer der Abgeordneten einen interessanten Aufschluss. 
Nach der gewöhnlichen Anschauungsweise sollte man nämlich vor- 
aussetzen, dass als Hauptgewerbe vorzugsweise nur dasjenige be- 
trachtet wird, welches dem ganzen Unternehmen den Namen gibt, 
also nicht blos in einer Fabrik das Gesammt-Geschäft gegenüber 
den einzelnen Gewerben, die etwa darin beschäftigt sind, sondern 
auch z. B. die Gastwirthschaft gegenüber den darin enthaltenen 
Befugnissen der Schenkwirthschaft , Herbergung u. s. w. Allein 
dem ist nicht unbedingt so, sondern gerade bei dem letzteren 
Gewerbe wurde von dem Referenten der zweiten Kammer die 
Absicht ausgesprochen, dass als Hauptgewerbe das vorzugs- 
weise betriebene und daher im Gesammtbetrage der Steuer 
höher angelegte betrachtet werden soll. Eine geringere Gast- 
wirthschaft in einer Stadt von 4000 bis 20,000 Seelen würde, 
wenn ein Kellner und ein Hausknecht gehalten werden, als solche 
5 1 /* Gulden Steuer zahlen; wenn aber viel Bier ausgeschenkt 
wird, etwa 600 Eimer des Jahres, so würde dieses Geschäft 
nicht als Gast-, sondern als Schenkwirthschaft besteuert und als 
solche 9 1 /* Gulden geben. Es gibt diese Auffassung jedenfalls 
dem Gesetze eine grössere Elastizität, welche bei der Besteuerung 
nach einem Tarif immer wünschenswert ist. 

Eben dahin zielt auch eine andere Vorschrift ab, gemäss 
welcher die Gewerbe nicht gerade nach ihrer Benennung oder 
nach dem Inhalte der Concessions - Urkunde besteuert, beziehungs- 
weise unter die im Tarif aufgeführten Gewerbegattungen eingereiht 
werden sollen, sondern nach dem thatsächlichen Betriebe. Con- 
cession und Benennung sollen nur Anhaltspunkte für die Beurthei- 
lung des wirklichen Betriebes bilden (Art. 7). Hiemit scheint der 
letzte Rest des alten Systems, welches die Besteuerung an das 
Gewerbs recht knüpfte und wornach das Recht zur Besteuerung 
ein Ausfluss der Befugniss zur Concessionsertheilung war, abge- 
worfen und die Steuerpflicht rein nach Maassgabe des Ertrags 
anerkannt zu sein. Allein ein Ueberhleibsel, das nur auf histori- 
schem Wege erklärt zu werden vermag, hat sich an einer anderen 
Stelle des Gesetzes doch noch erhalten. Für Gewerbs-Concessionen 
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nämlich, welche zeitweise nicht benttzt werden (bei fünfjährigem 
Nichtbetrieb erlischt die Concession), muss gleichwohl eine ge- 
minderte Steuer entrichtet werden (Art. 21), welche jedoch unter 
Umständen bis auf die Hälfte des niedrigsten Classensatzes (10 
Kreuzer) herabgehen kann. Dass hiebei von einem steuerbaren 
Ertrag keine Rede sein kann und dass hierin also eine Abwei- 
chung von dem ausgesprochenen Grundsatze der Ertragsbesteue- 
rung und ein Hinneigen zu einer Vermögenssteuer liegt, fällt in 
die Augen. Es ist dies eben ein Zugeständniss an das dermalen 
giltige gewerbspolizeiliche System, von dem man sich doch nicht 
ganz trennen wollte noch konnte, obwohl der Art. 7 und die 
ministerielle Auifassung des Art. 1 (siehe oben) sich in anderen 
Stücken entschieden davon emancipirt haben. Diese Besteuerung 
der ruhenden Gewerbe ist indessen nichts weniger als eine Neue- 
rung und mag daher, sowie von dem Standpunkte aus, dass der 
Besitzer eines ruhenden Rechtes, dessen Betrieb er jeden Augen- 
blick wieder aufnehmen kann, wenn auch nicht Steuer fähiger, 
doch steuerpflichtiger ist, als derjenige, der das Recht nicht 
hat, auch in den Augen unbefangener Theoretiker Gnade finden. — 

Maassstab der Gewerbsteuer. 

Es fehlt nicht an staatswirthschaftlichen Schriftstellern, welche 
der Meinung sind, dass eine Gewerbsteuer eigentlich nicht die 
Gewerbtreibenden , sondern durch Ueberwälzung *) als indirecte 
Auflage das consumirende Publikum trifft. Diese Ansicht führt 
mit Consequenz zu dem weitern Satze, dass es eigentlich ganz 
einerlei sei, in welcher Art die Gewerbe besteuert werden ; denn 
eine an sich selbst erdrückende Last würden die Zahlenden nur 
als Vorschuss empfinden, den sie sich mit Zinsen könnten wieder 
ersetzen lassen, und die gröbsten Ungleichmässigkeiten in der 



1) Prittwitz S. 167, Murhard S. 382, theilweise auch Wirth Bd. II. 
S. 463. Vortheilhaft unterscheidet sich von diesen die Ueberwälzungs- 
Theorie Steins, S. 191 flg.; doch wird man billig Bedenken tragen, ihr in 
ihren Consequenzen zu folgen, auch wenn man ihre Richtigkeit anerkennt, 
da eine nicht richtig bemessene oder vertheilte Steuer doch allemal für 
die Ueberbürdeten eine Zeit des Druckes oder gar der Noth mit sich bringen 
muss, wenn sie auch allmählich überwälzt zu werden vermag. — 
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Besteuerung der verschiedenen Gewerbe müssten sich nach diesem 
Grundsatze in der Praxis vollkommen ausgleichen. 

Man muss gestehen, dass diese Ansicht wenigstens den Vor- 
zug grosser Bequemlichkeit für die Gesetzgebung hätte, wenn sie 
in die Praxis aufgenommen würde. Für die wissenschaftliche 
Behandlung hat sie ebenfalls das Bequeme, dass sie sich auf die 
Autorität Adam Smiths berufen kann. Allein dieser betrachtet, 
wenn er die Steuer von der Industrie-Capital-Rente für über- 
wälzbar erklärt, dieselbe ofFenbar als einseitige Steuer, in welchem 
Fall er Recht hat; während sie im Zusammenhange mit andern 
Steuern auf die übrigen Erwerbsquellen allenfalls nur insoferne 
den Consumenten trefTen kann, als sie die übrigen Steuern über- 
ragt x ). Hiebei wäre also im besten Falle eine starke , aber 
keineswegs noch eine ungleichmässige Belastung, keine Kopfsteuer 
der Gewerbtreibenden begründet ; aber auch jene brächte bei der 
ausgedehnten internationalen Concurrenz unserer Zeit und bei der 
Schwierigkeit, die eine Ueberwälzung immer hat, so viel Härte 
mit sich, dass doch nur in der möglichsten Verhältnissmässigkeit 
das richtige Princip der Besteuerung gefunden werden kann. 
Dieser Ansicht schliessen sich denn auch die meisten der staats- 
wirthschafttichen Notabilitäten *) an. 

So sehr nun aber als feststehend anzunehmen ist, dass eine 
Verhältnissmässigkeit der Steuer stattfinden muss, ebenso sehr 
weichen die Ansichten darüber von einander ab, nach welchem 
Verhältniss sie regulirt werden soll. Dass die Besteuerung nach 
dem concreten reinen Ertrage im Princip die allein richtige sei, 
wird wohl Niemand widersprechen, und die Frage, auf welche 
Weise dieselbe auf directem Wege ins Werk zu setzen sei, ist 
schon wiederholt besprochen 8 ) und auch von dem bayerischen 



1) Bei einem richtigen, gleichen Steuersystem ist es im Effect ganz 
einerlei, ob man eine allgemeine Ueberwälzbarkeit der Steuern oder gar 
keine annimmt, weil im ersteren Falle jeder verhältnissmässig so viel zu 
üherwälzen hat, als der andere. — 

2) Houmann im Bd. VI. Heft IV. dieser Zeitschrift; Rau Bd. III. §358 
flgde. v. Jakob § 672 flg. — Fulda § 188. — Lotz Bd. III. § 137. — 
Stein S. 278 u. a. m. — 

3) Namentlich v. Jakob § 1064 flgde. und auch Lotz Bd. III. S. 244 flgde. 
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Gesetzesentwurf vom Jahre 1828 zu lösen versucht worden. In 
neuerer Zeit jedoch, da eine längere Erfahrung in Mitte liegt, ist 
man zu der Ueberzeugung gekommen, dass diese Besteuerung 
ihre grossen Schwierigkeiten hat und Manche haben sich dadurch 
sogar bestimmen. lassen, soweit zu gehen, dass sie das Princip 
verwerfen, damit aber auch der vernunftgemässen Besteuerung 
überhaupt den Rücken kehren und wirklich als Frucht ihrer Be- 
trachtungen die roheste von allen Steuern, die Kopfsteuer, als die 
beste empfehlen. Die Verkehrtheit dieser Richtung* kennzeichnet 
sich von selbst gegenüber den Fortschritten, welche die Be- 
steuerung in dem kurzen Zeiträume eines halben Jahrhunderts ge- 
macht hat. Das hölzerne Fachwerk des Tarifes wurde bereits zum 
blosen Gerippe eines lebensfähigen Körpers, in welchem verschiedene 
Organe sich zu mehr oder weniger freier Thätigkeit entfalten. 
In Preussen z. B. bilden die an sich ziemlich willkührlichen ge- 
setzlichen Steuer -Mittelsätze nur den Repartitions - Maassstab für 
die Gesammtlast eines Bezirks, innerhalb dessen die Gewerb- 
treibenden sich selbst besteuern, natürlich nach keinem anderen 
Anhaltspunkt, als nach dem Ertrag. In Württemberg und Nassau 
sind viele auf den Ertrag einwirkende Momente, sogar individuelle 
Verhältnisse der Gewerbtreibenden , bei der Besteuerung berück- 
sichtigt. In diesem, sowie in den meisten der neueren Gesetze 
sind indessen neben der besonderen Natur des Gewerbes an sich 
nur die äusserlich kennbaren Merkmale des Betriebs als maass- 
gebend bezeichnet, aus welchen sich freilich, und auch das nur 
bedingt, blos auf den rohen Ertrag schliessen lässt. Es ist nicht 
zu verkennen, dass dieser Besteuerungs-Maassstab seine grossen 
Mängel hat, welche manchen veranlassten, den Stab auch über 
diese Art der verhältnissmässigen Besteuerung zu brechen ')• 
Allein die volkswirtschaftlichen Nachtheile einer nach allgemeinen 
Merkmalen des Ertrags bemessenen Steuer werden vielfach über- 
schützt, und nach dem dermaligen Stande der Volksbildung ist 
einmal keine andere verhältnissmässige Besteuerung möglich, als 
nach den äusserlichen Kennzeichen des Ertrags. Die ältere 
bayerische Verordnung, weiche solche Anhaltspunkte nicht gewährte, 



1) Selbst Graf v. Moltke, über die Einnahmequellen de* Staate» S. 282 figde. 
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zeigte sich wenigstens als durchaus ungenügend und die Besteue- 
rung darnach war in hohem Grade ungleich; in Oesterreich, in 
Hannover kann es kaum anders sein, und in Preussen wird dieser 
Fehler zwar vielleicht weniger empfindlich gefühlt, weil die Ge- 
werbtreibenden bezirkweise ihre Steuer selbst umlegen, aber not- 
wendiger Weise muss die nämliche Ungleichheit unter den Gewer- 
ben verschiedener Bezirke l ) nicht minder vorhanden sein. In 
Bayern war die bezirksweise Selbstumlage auch gestattet und 
wurde vielfach benüzt, ohne dass sie im Stande gewesen wäre, 
die Mängel des alten Steuergesetzes auszugleichen. Schwerlich 
wird dies anderswo möglich geworden sein. — 

Die Schwierigkeit der Besteuerung ist indessen noch keines- 
wegs gehoben, wenn man von der unmittelbaren Erforschung des 
reinen Ertrags absieht, wie allgemein zugestanden 2 ) wird ; allein 
sie beschränkt sich mehr auf die Thätigkeit der gesetzgebenden 
Organe , als auf die der vollziehenden. Ein gutes Gesetz, das 
nach Betriebsmerkmalen besteuert, ist von mittelmässigen Voll- 
zugsbehörden leichter und besser zu vollziehen , als ein solches, 
das nach dem reinen Ertrag besteuert, weil dieses bei der gross- 
ten Sachkenntniss die grösste Vorsicht erfordert. 

Es versteht sich von selbst, dass bei der Besteuerung nach 
Merkmalen mehr noch als bei jener des reinen Ertrags auf die 
Erforschung der unbedingten concreten Wahrheit verzichtet wird 
und dass man sich begnügen muss, ihr so viel als möglich nahe 
zu kommen, dass man mit der Wahrscheinlichkeit 3 ) zufrieden 
sein muss. 

Der Wege, auf welchen man zu einer verhältnissmässigen 
Besteuerung des concreten Ertrages nach als allgemein »mass- 
gebend aufgestellten Merkmalen gelang, sind vorzugsweise zwei. 
Auf dem einen schliesst man sich näher an die durch v. Jacob 
aufgestellte Theorie an, indem man den gewerblichen Ertrag in 
seine Bestandteile zerlegt, nämlich in die Arbeitsrente, im weiteren 



1) Vgl. v. Jakob § 1100. Note 2. 

2) Vgl. Rau § 360. Murhard S. 373. 390. LoU Bd. Hl. S. 242 flgde. 
Wirth Bd. II. S. 455 flg. 

3) Vgl. Kau a. a. 0. § 376, v. Jakob § 1064, Wirth Bd. II. S. 458. 
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Begriffe (Gewerbsverdienst) und in die Capitalrente , wobei aber 
das sog. geistige, überhaupt immaterielle 1 ) (im neueren Sinne) 
Capital ausgeschlossen ist. Zur Erforschung dieser Ertrags-Bestand- 
theile können verschiedene Mittel gewählt werden ; entweder unmit- 
telbare Einschätzung, wobei jedoch das nämliche Ziel angestrebt 
wird , wie bei der Besteuerung des concreten Reinertrags , und 
die nämlichen, für unübersteiglich geltenden, Schwierigkeiten im 
Wege stehen, oder es werden Merkmale gesetzlich aufgestellt, 
welche auf die Grösse der beiden Theile des Ertrags zu Schlüssen 
berechtigen, und nach welchen die einzelnen Gewerbe classificirt 
und besteuert werden. Beide Mittel sind in der Praxis mit ein- 
ander in Verbindung gesezt, und namentlich in Baden und Würt- 
temberg in Anwendung gebracht worden, indem bei der Arbeits- 
rente Merkmale für ihre Festsetzung angeordnet worden sind, die 
Feststellung der Capitalrente aber, wenigstens theilweise, dem 
Ermessen der Behörde überlassen wurde. — Diese Behandlung 
hat jedoch den nicht unbegründeten Tadel erfahren, dass die 
unmittelbare Erforschung eines Gewerbecapitals oder einer Gewerbs- 
rente nicht wohl möglich ist ohne störendes Eindringen 2 ) in innere, 
nicht gern ofTengelegte Verhältnisse. — Auf dem zweiten Wege 
wird diese Ausscheidung der Bestandteile des Ertrags unterlassen 
und geradezu auf Ermittelung des Gesammt-Ertrages losgegangen, 
zu dessen Feststellung verschiedene Mittel angewendet werden, die 
aber sämmtlich in Bezeichnung gewisser Merkmale bestehen, von 
welchen aus die Steuerfähigkeit der einzelnen Unternehmungen zu 
beurtheilen ist; und dieser Weg ist es, den das bayerische Gesetz 
eingeschlagen hat. 



1) Aeltere Schriftsteller gebrauchen diesen Ausdruck für „Forderungen," 
und da einem solchen Recht keineswegs ein Theil vom Vermögen des 
Schuldners zu entsprechen braucht (man kann z.- B. Schulden machen, 
um seine Arbeitskraft zu erhalten oder zu erhöhen) , so dürfte das Wort 
hier ganz richtig angewendet sein. Für den Gläubiger ist das in einer 
Forderung enthaltene Capital immer ungreifbar, immateriell; volkswirt- 
schaftlich freilich wird es häufig materiell sein und sich nur in anderen 
Händen befinden, als in denen des Capitalisten. 

2) Hoffmann a. a. 0. S. 716. 
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Als solche Merkmale ! ), nach welchen die Steuergrösse zu be- 
messen ist, werden bezeichnet: 

1. Die wirthschaftlich-technische Natur der Gewerbe an sich ohne 
Rücksicht auf das concrete grössere oder kleinere Maass von 
Capital, Geschicklickeit, Erfahrung, Risiko u. s. w. 

2. Die Ausdehnung des wirklichen Betriebs in Folge 

a) der mehr oder weniger günstigen Oertlichkeit, 

b) der Individualität des Unternehmers , 

c) der Grösse des stehenden und umlaufenden Capitals, bezie- 
hungsweise der Menge des Materials und der Produkte, 
endlich 

3. der offenkundige Grad des Wohlstandes 2 ) einer Classe von 
Gewerbtreibenden oder Einzelner unter ihnen. 

Die Anwendbarkeit dieses letzteren Kennzeichens wird zwar 
bestritten 3 ) ; allein die dagegen erhobenen Einwendungen betreffen 
eigentlich nur den einseitigen ausschliesslichen Gebrauch dieses Merk- 
mals. In solchen Fällen aber, wo es an leicht wahrnehmbaren anderen 
Kennzeichen des Betriebes und Ertrages fehlt, oder neben den 
übrigen Merkmalen bietet der grössere oder geringere Wohlstand 
immerhin einen keineswegs zu verachtenden Anhaltspunkt. 

Die bayerische Gewerbesteuer theilt sich für jedes Gewerbe 
in eine Normal-Anlage, welche dasselbe nach seiner wirth- 
schaftlich-technischen Natur unter Annahme eines ordentlichen, 
aber ganz einfachen Betriebes mit festen Steuergrössen belegt, 
und die Betriebs-Anlage, welche nach Maassgabe des aus 
verschiedenen Kennzeichen wahrnehmbaren stärkeren Betriebes ver- 
hältnissmässig die Normalsteuer erhöht. 

Ob zur Feststellung der Normalsteuer so eingehende stati- 
stische Vorarbeiten hergestellt und die Besonderheiten jedes einzelnen 
Gewerbes in Bezug auf seine Steuerfähigkeit, wofür die Theorie 
treffliche Winke 4 ) gibt, so gründlich gewürdigt worden sind, als 



1; Hoffmann 1. c. S. 702. Ferner v. Jacob § 1085 flgde. Fulda § 198. 
Krehl § 164. Lotz Bd. III. § 137. Kau Bd. III. § 367 flgde. 
2< Kau a. a. 0. § 370. 

3) Z. B. Lotz Bd. III. S. 248. 

4) Vgl. namentlich Rau a. a. 0. § 364 bis 366. v. Moltke S. 285 
bis 288. v. Jacob § 1068 flgde. 
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die Wichtigkeit und Zartheit dieses Gegenstandes erheischt, ist aus 
den Kammerverhandlungen und sonstigen allgemein zugänglichen 
Materialien nicht zu entnehmen; doch ist es wohl zu vermuthen. 
Eine Classiflcirung der Gewerbe nach gleichartigen Gattungen, deren 
Nothwendigkeit behauptet und widersprochen *) wird , hat nicht 
stattgefunden. Statt dessen ist ein allgemeines Schema aufgestellt, 
welches in 33' Classen, die nach den Ortsgrössen in je vier Unter- 
abtheilungen zerfallen, und von einem Betrage von 20 Kreuzern 
bis zu 2500 Gulden aufsteigen. 

Neben diesem Classen-Schema steht der Tarif, welcher für 
jedes einzelne Gewerbe durch Bezeichnung der Classe zunächst 
die Normalsteuer desselben ausspricht, und daneben festsezt, in 
welcher Weise die etwa hinzukommende Betriebsanlage berechnet 
werden soll. 

Der Tarif ist zwar nach Gewerbsgattungen abgetheilt, näm- 
lich : A) Handwerker, B) Handelsgeschäfte, C) Transportgeschälte, 
D) Wirthschaften , E) Fabriken und Mühlen, F) Brauereien und 
Brennereien ; allein diese Eintheilung 2 ) hat mit der Besteuerung 
wesentlich nichts zu thun, sondern kann nur den Zweck haben, die 
Uebersicht zu erleichtern. In der ersten Steuerklasse (20 Kreuzer 
bis 1 Gulden) sind die geringfügigen Gewerbe verschiedener 
Gattungen, welche entweder der ganz einfachen Handarbeit zu- 
nächst stehen und ohne oder fast ohne Capital betrieben werden 
oder sonst nur ein sehr geringes Einkommen gewähren, wie 
Besenbinder , Rechenmacher, Hafenbinder, Harzbrenner, Flickschnei- 
der, Kesselflicker, Kohlenbrenner, Mausfallenmacher, Aschehändler, 
Lumpensammler , Karrenführer, Musikanten. In der zweiten Classe 
steigt das Kapital oder die Geschicklichkeit; hier finden sich 
Bettfedernreiniger, Blumenmacher (innen), Silberschläger, Korb- 
macher, Schneider, Schuhmacher, Specialagenten, Gipsfiguren- 
handler,' Hefenhändler u. s. w. und so steigen die Classen je 
nach der zunehmenden Grösse der Intelligenz und des Capitals 



1) Hoffmann 1. c. S. 704, Rau a. a. 0. § 872, dagegen Umpfen- 
bach § 96. 

2) Sie entspricht so ziemlich der von Kau a. a. 0. § 872. Z. 2 auf- 
gestellten, von Hoffinann a. a. 0. S. 704 gebilligten Eintheilung. 
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bis zu Bankanstalten und Eisenbahngesellschaften, welche die 
höchste vorkommende Normalsteuer in der XXVII. Classe mit 
500 Gulden haben. Die noch weiter disponiblen sechs Classen 
sind für die Normalsteuer nicht, sondern nur fUr die Betriebs- 
steuer benüzt, von welcher nunmehr zu sprechen ist. 

Wenn nämlich ein Gewerbe von dem Unternehmer mit Ge- 
hilfen oder mit mehr Vorrichtungen — kurz stärker betrieben 
wird, als gerade nöthig ist, um die Bezeichnung der Gewerbsmässig- 
keit anwenden zu können, so kommt zu der Normal- noch die 
Betriebs-Anlage. Diese wird berechnet theils nach der Zahl 
der verwendeten Gehilfen — so bei den meisten Handwerken — , 
theils nach der Zahl der im Betriebe befindlichen Vorrichtungen, 
theils nach der Menge der gewonnenen Produkte und verarbeiteten 
Materialien, z. B. bei Brauereien, Brennereien, Mühlen, manchen 
Fabriken u. s. w. Zum Theil gibt das Gesetz gar keine bestimmten 
Anhaltspunkte, sondern bezeichnet nur eine Anzahl von Classen, 
in deren eine das betreffende Gewerbe eingereiht werden muss 
— so namentlich bei Banquiers, Grosshandlungen u. dgl. — . 
Insoweit die Betriebsanlage auf dem Grunde der Normalanlage 
berechnet wird, ein Product derselben ist, sind die Ortsclassen, 
sofern sie bei dem betreifenden Gewerbe zur Anwendung kommen, 
gleichfalls maassgebend. — 

Als Gewerbsgehilfen gelten in der Regel alle Personen, 
welche mit der erforderlichen Fertigkeit oder Kenntniss an den 
Arbeiten des Gewerbes selbst Theil nehmen. Arbeiter, welche 
blos untergeordnete Dienste verrichten, begründen nur einen 
Steuerzuschlag nach dem Satze der ersten Steuerclasse (art. 12). 
Nur bei Fabriken wird kein Unterschied gemacht, und alle 
Arbeiter, vom ersten Techniker und Buchhalter bis zum lezten 
Handlanger, werden als Gehilfen eingerechnet (art. 13). Nicht 
als Gehilfen gelten die Ehefrau und die Lehrlinge, welche noch 
keine zwei Jahre in der Lehre stehen (art. 15); wohl aber 
Kinder und sonstige Familienglieder, insoferne sie im Geschäfte 
nicht blos verwendet, sondern nach dessen Umfange auch noth- 
wendig sind. Heimarbeiter von Fabriken werden als selbsstän- 
dige Gewerbtreibende, die Unternehmer aber als Grosshändler, 

Zeitschr. f. Staatsw. 1861. I. Heft. 3 
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bei der Baumwollen - Manufactur mit Rücksicht auf die Zahl der 
beschäftigten Webstühle , besteuert. Werkführer von Wittwen oder 
von Besitzern radizirter Gewerbe , welche die Vorbedingungen 
zur Erlangung einer Concession nicht erfüllt haben , bleiben ausser 
Ansatz (art. 16). Compagnons werden als Gehilfen und nur 
insoferne in Berechnung gebracht, als sie an der Geschäftsführung 
thätigen Antheil nehmen. 

Der Maassstab, nach welchem die Gehilfen bei der Besteue- 
rung eingerechnet werden, ist bei den verschiedenen Gewerben 
verschieden, und bemisst sich in der Regel — bei den Hand- 
werken und Kleinhandelsgeschäften fast durchgängig — nach der 
Normalanlage , so dass meistens für den ersten Gehilfen die halbe 
und für jeden weiteren die ganze Steuer des Meisters gezahlt 
werden muss. In dieser geringeren Besteuerung des ersten Ge- 
hilfen liegt eine billige Rücksichtnahme auf kleine Gewerbe, bei 
welchen häufig ein Gehilfe nicht wohl zu entbehren ist, aber doch 
auch nicht so vollständig und nutzbringend verwendet werden 
kann, als es sonst möglich wäre. Bei Fabriken und anderen Ge- 
werben, welche nothwendig eine grössere Anzahl von Gehilfen 
beschäftigen müssen , und bei welchen das erforderliche Capital 
sich nicht nach der Gehilfenzahl zu multipliciren pflegt (Maurer, 
Zimmerleute), besteht die für jeden Gehilfen anzusetzende Steuer 
nur in einem der drei ersten Classensätze nach der für jedes 
Gewerbe gegebenen besondern Vorschrift. 

Nach den Vorrichtungen wird die Betriebsanlage berechnet 
bei den Badbesitzern, Milchproducenten (Kühe), Fuhrleuten und 
Kutschern (Pferde), Schiffern, Spinnereien und bei der oben 
schon erwähnten Art von Baumwollen-Manufacturen. Nach der 
ersten Redaction des Gesetzes (1852) war die Zahl der nach 
den Vorrichtungen besteuerten Gewerbe etwas grösser; nament- 
lich gehörten Mühlen und Eisenhämmer dazu; allein die Ueber- 
zeugung, dass bei gleicher Zahl von Vorrichtungen doch der Be- 
trieb und Ertrag ausserordentlich verschieden ist, gab bei der 
zweiten Berathung (1856) Veranlassung, diese und mehrere 
andere Gewerbe, welche vorher nach der Zahl der Gehilfen be- 
steuert waren, mit Rücksicht auf die Menge der verarbeiteten 
Materialien oder der gewonnenen Producte zu besteuern. 
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Diese letztgenannten Merkmale kommen zur Anwendung bei 
Fleischern , Bierwirthen , Eisenwerken, Ziegeleien , Gasanstalten, 
Mühlen , Brauereien und Brennereien , für welche die Betriebs- 
anlage nach der Zahl der geschlachteten Viehstücke, der ausge- 
schenkten Eimerzahl, der Centnerzahl von producirtem Eisen , den 
Tausenden von Ziegelsteinen, der Cubikfusse, der Schaffelzahl 
des verarbeiteten Getreides oder eingesottenen Malzes, endlich 
nach der Eimerzahl des Branntweins bemessen wird ; — bei der 
Mehrzahl jedoch nicht in der Art , dass die Menge der Producte 
u. s. w. unbedingt und direct maassgebend ist, sondern es ist 
der Einsteuerungs-Behörde zugleich eine Reihe von Ciassensätzen 
zur Disposition gestellt, bei deren Auswahl jene Menge nur als 
sicherer Anhaltspunkt zu dienen hat. Kunstmühlen z. B. haben 
eine Betriebsanlage von 1 bis 800 Gulden, bei deren Bemessung 
als Anhaltspunkt dienen soll, dass für 15 Schaffei verarbeiteten 
Getraides 12 Kreuzer berechnet werden. Wenn also eine solche 
Mühle 10,000 Schaffet Getraide verarbeitet, so entspricht dies 
einer Steuer von 133 V» Gulden. Da es aber keinen Ciassensatz 
dieses Betrages gibt , so steht es in der Wahl der Steuerbehörde, 
dieses Gewerbe in der XVIII. Classe mit 120 oder in der XIX. 
mit 140 Gulden zu besteuern. Diese Befugniss unter mehreren 
Classen zu wählen ist aber dem Steuer-Ausschuss in noch viel 
ausgedehnterer Weise bei einer ziemlichen Anzahl anderer Ge- 
werbe eingeräumt, bei welchen es nicht wohl möglich ist, ftus- 
serlich kennbare Merkmale zu bezeichnen , von welchen mit 
einiger Sicherheit auf die Grösse des Betriebs und Ertrags ge- 
schlossen werden kann. Dahin gehören namentlich Apotheken, 
Grosshändler, Banquiers, Bank-, Assecuranz-, Eisenbahn-, Dainpf- 
schifffahrts-Gesellschaften , Accordanten und eine grössere Zahl 
der Handels- und Dienst-Geschäfte. Die Einsteuerung dieser Ge- 
werbe soll in der Art stattfinden, dass man andere Unterneh- 
mungen, welche nach äusserlich kennbaren Merkmalen besteuert 
werden, wie eine Brauerei, eine Spinnerei, eine andere Fabrik 
u. s. w. als Muster-Gewerbe aufstellt, in bestimmter Reihenfolge 
classificirt und daran angleichend jene Unternehmungen in die 
passend befundenen Classen einreiht. Der Maassstab, nach welchem 
diese Einreihung stattfindet, kann nach der Natur der Sache kein 

3* 
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anderer sein , als der reine Ertrag, so wie ihn die Steuergeschwo- 
renen festsetzen. 

Die Höhe der Betriebsanlage wird hiernach ganz und gar 
durch den Umfang des Betriebs oder die Grösse des geschätzten 
Reinertrags bedingt. Sie steigt bei den grössten Unternehmungen, 
wie Bank-, Eisenbahn-, DampfschiuTahrts - Gesellschaften, bis zu 
2500 Gulden, dem Satze der höchsten Ciasse, bei anderen, 
welche nach Merkmalen besteuert werden , hat sie keine Grenze, 
und eine Spinnerei von 100,000 Spindeln würde 3330, eine 
Maschinenfabrik mit 1500 Bediensteten und Arbeitern 3000 Gulden 
Betriebssteuer zahlen. 

In welcher Weise die Betriebsanlage berechnet werden soll, 
ist für jedes einzelne Gewerbe im Tarif vorgeschrieben. — 
Neben diesen auf die Erhöhung der Steuer zielenden Vorschriften 
sind aber auch Maassregeln getroffen, um auf den unlermittel- 
mässigen , unternormalen Betrieb und Ertrag Rücksicht zu nehmen. 
Es wird daher Gewerben , die durch besondere örtliche Verkehrs- 
oder Absatz - Verhältnisse gedrückt sind, bis zu einem Viertel, 
Handwerkern, die zugleich Landwirthschaft , oder wegen Alters 
und Kränklichkeit nur Flickarbeit treiben, oder in den Häusern 
der Kunden arbeiten , bis zur Hälfte der Steuer Minderung ge- 
währt (art. 25). 

Die Grösse der Orte ist in der Art berücksichtigt, dass 
diejenigen Gewerbe, welche in der Regel nur für den Localbedarf 
zu arbeiten pflegen, um so höher besteuert sind, je bevölkerter 
der Ort ist, an dem sie betrieben werden. Die dabei eingehaltene 
Gradation ist diese : Die unterste Classe bilden die Ortschaften 
mit einer Ortsbevölkerung von weniger als 1000 Seelen; bei der 
zweiten Classe mit einer Bevölkerung von 1000 bis 4000 Seelen 
steigt die Steuer um die Hälfte des für die vorige Ortsclasse 
einem Gewerbe auferlegten Satzes ; in der dritten Ortsclasse bei 
4000 bis 20,000 Seelen erhöht sie sich wieder um die Hälfte 
gegen die zweite; und in der vierten Classe, bei mehr als 
20,000 Seelen, noch um ein Drittel gegen die dritte Classe. 
Die Steuer beträgt also nach den vier Ortsclassen in der ersten 
(niedrigsten) Betriebsciasse 20 — 30 — 45 — CO Kreuzer, und in 
der höchsten Betriebsciasse ßSS 1 !»— 1250— 1875— 2500 Gulden. 
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Diese Steigerung tritt sowohl bei der Normal- als auch bei der 
Betriebs- Anlage ein. 

Für diejenigen Gewerbe, welche an den Lokalabsatz nicht 
gebunden zu sein pflegen, sind die Ortsclassen nicht vorgeschrie- 
ben; sie werden alle nach den Sätzen der höchsten Ortsciasse 
eingesteuert (art. 5). Dahin gehört ein grosser Theil der Handels- 
geschäfte, die Transport- und Fabrikgewerbe. 

Noch eine Ausnahme von der Regel der Ortsclassificirung 
bilden auch solche Landhandwerker, welche in der Nähe grösserer 
Städte ansässig sind, insoferne sie ihren Absatz vorzugsweise in 
der Stadt jhaben; sie werden um eine Ortsclasse höher angelegt, 
als die ist , in welche ihr Wohnort nach seiner Volkszahl eigent- 
lich gehört (art. 25). 

Es fällt in die Augen , dass die hier aufgeführten Anhalts- 
punkte , nach welchen die Grösse der Steuer bemessen wird , weit 
entfernt sind, den reinen Ertrag als Maassstab aufzustellen, und 
dass sie selbst den rohen Ertrag keineswegs mit Verlässigkeit 
kennzeichnen. Denn es ist z. B. ein grosser Unterschied zwischen 
den Erträgnissen von gleich stark betriebenen Gewerben einer 
und derselben Gattung, je nachdem sie für den Localbedarf oder 
für den Handel arbeiten; bei dem dermalen noch bestehenden 
Concessions - System ist auch die Concurrenz und dadurch bei 
gleichem Betriebe der Ertrag höchst ungleichmässig , indem in 
verschiedenen Orten gleicher Grösse und Verhältnisse hier die 
Gewerbtreibenden ein gelindes Monopol auszubeuten vermögen, 
dort eine starke Mitwerbung zu bestehen haben, je nachdem- die 
Behörde Concessionen zu ertheilen oder zu verweigern für gut 
findet. Gewerbefreiheit, welche nach dem Vorgange Oesterreichs 
wohl nicht mehr lange ausbleiben wird , würde einen Theil dieser 
Ungleichheit zu beseitigen vermögen, deren völlige Hebung indessen 
so lange nicht möglich ist, als nicht der reine Ertrag, nämlich 
die Rente des Gewerbe - Capitals und der Arbeitslohn mit dem 
Unternehmergewinn zu Grunde gelegt wird ; eine Besteuerungs- 
weise, welche aber zur Zeit noch als lange unerreichtes Ideal 
vor uns schwebt. Vorderhand muss als ausgemacht gelten, dass 
allein durch möglichst genaue Berücksichtigung der äusserlich 
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kennbaren Merkmale die zur Zeit möglichst gute Besteuerung der 
Gewerbe zu erzielen ist. 

Diese oben aufgezählten von der Wissenschaft gebilligten 
und in den besten Steuergesetzen benützten Merkmale zur Bemes- 
sung der Steuergrösse finden sich denn auch in dem bayerischen 
Gesetze in Anwendung gebracht. Es hat jedes Gewerbe nach 
seiner wirthschaftlich-technischen Natur Berücksichtigung gefunden, 
indem für jedes die besondere Normalsteuer regulirt wurde, je 
nachdem es seiner Natur nach eine grössere oder geringere 
Menge an Capital , Intelligenz oder sonstiger Fähigkeit voraussetzt, 
zunächst ohne Rücksicht auf das concrete Maass dieser Verhält- 
nisse. Die geringsten Gewerbe, welche in dem Minimum von 
Capital , Geschicklichkeit, Risiko u. s. w. den blosen Handarbeitern 
zunächst stehen , sind mit dem nämlichen Betrage, wie diese mit 
Einkommensteuer so jene mit Gewerbsteuer belegt. Für die 
übrigen Industriezweige steigt die Steuer ebenso, wie die Grösse 
des nach ihrer Natur dazu erforderlichen Capitals, der Fertigkeit, 
der Intelligenz zunimmt, und die höchste Steuer trifft diejenigen 
Unternehmer, welche des grössten Maasses an Capital und Intelli- 
genz bedürfen , wie Bankanstalten, Dampfschifffahrts- oder Eisen- 
bahn - Gesellschaften. Diese vollständige Tarifirung ist ohne Frage 
der blosen Classificirung der Gewerbe vorzuziehen , vermöge deren 
die gleichartigen Unternehmungen gleichartig besteuert werden, 
wie dies z. B. bei der sächsischen und württembergischen Steuer 
der Fall ist. Denn die Categorien selbst der besten Classifici- 
rungen ') umfassen notwendiger Weise zu verschiedenartige 
Gewerbe, als dass sie in gleichmässiger Art behandelt werden 
könnten. Man denke nur an den Unterschied des nothwendigen 
Capitals, dessen ein Schneider, ein Gerber, ein Juwelier bedarf, 
oder der Intelligenz bei einem Fuhrmann, einem Rehder, einem 
Banquier u. s. w. 

Neben der technisch-wirthschaftlichen Eigentümlichkeit der 
Gewerbe sind die concreten Betriebs- Verhältnisse in's Auge zu 
fassen, um den Ertrag derselben, wenigstens annähernd zu er- 



1) Vgl. Rau Bd. III. § 361. 
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kennen. In dieser ist es zunächst die Oertlichkeit x ), auf welche 
Rücksicht zu nehmen war. Unser Gesetz entspricht auch dieser 
Anforderung in einem — vielleicht zu vollständigem Maasse ; denn 
diejenigen Gewerbe, welche für den Lokalbedarf arbeiten, also 
von der Grösse der localen Nachfrage und damit der Bevölkerung 
abhängen , sind in einer nach der Einwohnerzahl der Betriebsorte 
bemessenen starken Steigerung angelegt. Ein Schneider z. B. 
mit vier Gehilfen, welcher in einem Städtchen der zweiten Classe 
C1000 — 4000 Seelen) 4 1 /* Gulden zahlen muss, hat in einer 
Stadt der vierten Classe (über 20,000 Seelen) das Doppelte zu 
entrichten. Es ist sehr zu zweifeln , ob der Ertrag der Gewerbe 
mit der Ortsbevölkerung in dem Maasse zunimmt, dass bei glei- 
chem Betriebs-Umfange in einer grösseren Stadt das Doppelte von 
dem, was in einer kleinen, und das Dreifache von dem, was auf 
dem Lande gewonnen wird. Ein Landschneider freilich, der allein 
arbeitet , ist mit 40 Kreuzer hoch genug, und sein Gewerbsgenosse 
in einer grossen Stadt, der mit 20 Gehilfen arbeitet, mit 41 Gulden 
schwerlich zu hoch besteuert, wenn man den reinen — oder noch 
genauer, den freien 2 ) — Ertrag der beiden Gewerbe in's Auge 
fasst; allein abgesehen von solchen Extremen wird doch der 
Classen - Unterschied allzu scharf ausgeprägt, und die Ansicht, 
welche der Grösse der Betriebsorte eine mehr untergeordnete 3 ) Be- 
deutung einräumt, vorzuziehen sein. Es liegt der, wie es scheint, 
unverhältnissmässig höheren Besteuerung der grösseren Städte, 
oder, wenn man will, der unverhältnissmässig geringeren der klei- 
neren Orte vielleicht eine Täuschung, ein Irrthum in der Berech- 
nung zu Grunde. Es ist nämlich zwar zweifellos, dass die Ge- 
werbe in grösseren Orten schwunghafter und einträglicher betrieben 
werden , als in kleineren ; allein dieser stärkere Betrieb äussert 
sich auch in den Kennzeichen und Mitteln desselben. 



1) Die Einwendungen, welche z. B. v. Jacob § 1100 und Lotz III. 
S. 251 gegen die Berücksichtigung der Ortsgrösse erheben, dürften durch 
die Unterscheidung zwischen Local- und Commercial-Gewerben in erheb- 
lichem Grade beseitigt sein. — Vgl. hierüber auch Rau a. a. 0. § 369. 
Stein S. 279. — 

2) Röscher, Grundlagen der National-Oeconomie § 144. 145. 

3) Hoffmann a. a. 0. S. 712. 
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Nun werden aber die Gewerbe, welche schwunghaft betrie- 
ben werden, ohnedies nach den Merkmalen dieses höheren Be- 
triebes höher eingesteuert, und die Hauptursache der grösseren 
Einträglichkeit der Gewerbe in grösseren Orten hat daher ihre 
Berücksichtignng schon gefunden. Wenn daher ausserdem noch 
eine namhafte Steigerung der Steuer für grosse Orte beliebt 
wird, so scheint der nämliche Factor bei e i n e r Rechnung zwei- 
mal in Ansatz gebracht zu sein. Eine massige Erhöhung ist 
indessen damit gleichwohl nicht ausgeschlossen ; denn der Ursachen, 
welche in grösseren Orten einen höheren Ertrag veranlassen, sind 
noch mehrere. 

Am besten wäre es vielleicht und am nächsten würde man 
der möglichsten Verhältnissmässigkeit dann kommen, wenn man 
die Grösse der Orte nicht, wohl aber die Concurrenz- Verhältnisse 
berücksichtigte; wenn also die Steuer in der Art berechnet würde, 
dass man bei Local-Gewerben berechnete , wie viel Köpfe ') auf 
einen Gewerbtreibenden an jedem Orte treffen und hienach die 
Normal-Anlage zu bemessen wäre, welche nach den individuellen 
Betriebs-Verhältnissen durch die Betriebs-Anlage erhöht werden 
müsste. Der Maassstab der Besteuerung dürfte auch hiebei für 
die grösseren Orte ein etwas grösserer sein, da in diesen der 
gesteigerte Verkehr, der Luxus eine gesteigerte Consumtion und 
in mancher Hinsicht einen verminderten Werth des Geldes mit 
sich bringt , der sich in der Steigerung der Arbeitslöhne und der 
Preise vieler Lebensbedürfnisse äussert. 

Diese starke Steigerung war freilich in der älteren bayerischen 
Gewerbsteuer in noch höherem Maasse zu finden , da z. B. Ge- 
werbe, welche in den drei tieferen Orts-Abtheilungen nach den 
Sätzen der ersten Steuerciasse mit 30 Kreuzern bis 3 Gulden 
besteuert waren, in den beiden höheren Ortsabtheilungen nach 
der zweiten Steuerclasse 4 bis 16 Gulden zu tragen hatten, so 
dass der Mittelsatz von l 1 /« auf 9 Gulden sprang. Nicht minder 
ist dies noch heute der Fall bei den Gewerbsteuern anderer Län- 
der, wie Oesterreichs, wo mitunter zwar sehr massige Steige- 



J) Vgl. v. Jacob § 1100, Note 3. — Malchus S. 267, über die Be- 
steuerung der Bäcker in Preussen. 
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rung stattfindet, indem Handwerker auf dem Land 2 bis 8, in 
Orten mit 1000 bis 4000 Einwohnern 2 ! /2 bis 10, in grösseren 
Provinzialstädten 3 bis 15, in Provinzial-Hauptstädten 3 bis 50, 
in Wien 5 bis 1000 Gulden zahlen; aber dagegen steigt z. B. 
bei geschäftsvermittelnden Dienstgewerben (Agenten, Advokaten, 
Mäklern etc.) durch diese vier Abtheilungen die Steuer von 5 auf 
10, 25, 40 und 50 Gulden als niedrigste Sätze. Wenig anders 
ist es in Preussen, wo z. B. der Handel ohne kaufmännische Rechte 
mit 2, 4, 6, 8 Thalern in den vier Ortsklassen angelegt wird. 
Aehnlich in anderen Ländern. 

Die Individualität des Unternehmers spielt in unserem 
Gesetz bei den Gewerben, welche nach Betriebsmerkmalen besteuert 
werden, eine sehr untergeordnete Rolle und kommt nur insoferne 
in Betracht, als ein hoher Grad von Erwerbsbeschränktheit durch 
Alter, Kränklichkeit, oder völlige Unkenntniss (Wittwe, oder wer 
ein reales Gewerbe besitzt, das er nicht selbst ausüben kann) eine 
Ermässigung der Steuer begründet. Und auch die Berücksichti- 
gung wegen der beiden zuerst genannten Gründe (Alter und Kränk- 
lichkeit) tritt nur unter Voraussetzungen ein, welche daraufhindeuten, 
dass die Ermässigung mehr dem concurrirenden gänzlichen Mangel 
an Capital, als der persönlichen Unfähigkeit zugedacht ist. Für 
den Gewerbsmann, der mit dem nöthigen Capital arbeiten kann, 
sind in der That diese Verhältnisse um so weniger von Nachtheil, 
je weniger der Unternehmer selbst als Arbeiter aufzutreten braucht 
und je vollständiger er durch die Leitung und Beaufsichtigung in 
Anspruch genommen ist. 

In den Steuergesetzen der übrigen Staaten, mit Ausnahme 
von Württemberg, findet das Moment der persönlichen Befähi- 
gung gar keine ausdrückliche Berücksichtigung und kommt nur 
indirect dadurch zur Bedeutung , dass ein höheres Maass derselben 
in der Regel ohnedies einen auch anderweit erkennbaren stärkeren, 
ein geringeres Maass einen schwächeren Betrieb zu bedingen pflegt. 
Wo also die Steuer nach Gutdünken, nach dem Augenmaass, fest- 
gesetzt wird, wie dies mehr oder weniger in Oesterreich, Hanno- 
ver u. a. 0. zu geschehen hat, da kann der Persönlichkeit des 
Unternehmers einiger Maassen Rechnung getragen werden, doch 
ist es schwierig und wird wegen der Sprünge, in denen die Classen- 
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sätze steigen, selten möglich sein; bei der Patentsteuer und den 
ihr sich annähernden Systemen ist aber natürlich die Persönlich- 
keit ohne allen Einfluss. 

Eine eigentliche Bedeutung kann sie offenbar auch da nicht haben, 
wo die Steuer grundsätzlich nach äusserlich kennbaren, einer greif- 
lichen Controle fähigen Betriebsmerkmalen regulirt wird, und dies 
ist der Fall des bayerischen Gesetzes. Wenn gleichwohl Rück- 
sicht darauf genommen wird, was in Württemberg in so ferne in 
ausgedehnterer Weise der Fall ist, als der Einsteuerungsbehörde 
anheimgegeben ist, die Grösse mit Rücksicht auf die Persönlich- 
keit zu bestimmen, und für Handwerke bei nicht vollem Betriebe 
durch eine Person eine besondere Steuerklasse besteht , so spricht 
sich hierin die gefühlte Unzulänglichkeit der Besteuerung nach 
äusseren Kennzeichen aus und die Nothwendigkeit einer Annähe- 
rung an die Besteuerung des reinen Ertrags. Denn nur bei dieser, 
welche ihrer Natur nach wesentlich auf Schätzung beruhen muss, 
ist die volle Würdigung dieses so wichtigen Factors möglich. — 
Die mindere Rücksichtnahme im bayerischen Gesetz motivirt sich 
auch durch den geringeren Betrag der untersten Steuerclasse, 
welcher nur 20 Kreuzer, in Württemberg dagegen 42 beträgt. 

Die Berücksichtigung des Capitals 1 ) ist wie überall, wo 
nach Betriebskennzeichen besteuert wird, so auch in Bayern der 
Hauptfactor zur Ermittelung der Steuergrösse , und die Betriebs- 
Anlage wird vorzugsweise nach Merkmalen berechnet, welche auf 
die Grösse des Capitals schliessen lassen. Dieser Besteuerungs- 
Factor kommt aber der Regel nach nur insoferne in Betracht, als 
er in äusserlicher , greifbarer Weise wahrnehmbar ist; eine Art 
der Berücksichtigung, welche zwar verhindert, alle Theile des 
Gewerbe-Capitals in Betracht zu ziehen, und insoferne den Mangel 
einer gewissen Unvollständigkeit hat , dagegen aber den Vorzug 
besitzt, dass kein inquisitorisches Eindringen in die Verhältnisse 



1) Die Anwendbarkeit dieses Factors an sich ist von den meisten und 
allen neueren Autoritäten anerkannt, vgl. v. Jakob § 1085 flgde., Kau, III. 
§ 367 flgde. Hoffmann a. a. 0. S. 716. — ümpfenbach S. 220. — Grf. 
Moltke S. 280. — Dagegen sind Malchus § 56, welcher die Patentsteuer 
vorzieht und Lotz III. S. 252, welcher die Besteuerung des reinen Ertrags 
an Producten empfiehlt. 
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nöthig ist und dass die Verhältnissmässigkeit der Steuer durch 
Verschweigen und Verheimlichen nicht so leicht gestört werden kann. 

Das Capital wird zwar in dem Gesetze mit dieser Bezeich- 
nung als Anhaltspunkt nicht genannt ; vielmehr ist es der Umfang 
des Betriebs, worauf der Nachdruck gelegt wird ; allein die Merk- 
male der Gehilfenzahl, der Vorrichtungen, der Menge des verarbei- 
teten Materials, und auch des gewonnenen Products u. dgl, sind 
wesentlich doch nichts anderes als Kennzeichen für die Grösse 
der Hauptbestandtheile des Gewerbe-Capitals. 

Was nun zunächst die Berücksichtigung des stehenden 
Capitals betrifft, so wird ein für viele Gewerbe nichts weniger 
als unwesentlicher Theil desselben, die Gebäude, von der Gewerb- 
steuer nicht getroffen, sondern unterliegt lediglich der Haussteuer. 
Da aber die Haussteuer in der Regel nach dem Miethwerthe der 
Gebäude bemessen, und dieser bei Gebäuden, die dem Gewerbe- 
betrieb dienen, mit Rücksicht darauf eingeschätzt werden, was 
dieselben bei Vermiethung an einen Gewerbtreihenden der ent- 
sprechenden Art als Miethrente abwerfen würden, so erscheint 
dieser Theil des stehenden Capitals als gehörig in Anschlag ge- 
bracht, nur dass der dafür treffende Theil der Gewerbsteuer unter 
der Haussteuer erhoben und verrechnet wird. 

Am stehenden Capital werden ferner bei manchen Gewerben 
die Vorrichtungen in Berechnung gebracht, namentlich die Fahr- 
zeuge und deren Tragkraft bei den Schiffern, die Pferde bei den 
Fuhrleuten, die Spindeln bei den Spinnereien, die Badvorrichtun- 
gen bei den Bädern u. s. w. Die Mühlen waren in der ersten 
Fassung des Gesetzes von 1852 ebenfalls nach der Zahl der 
Gänge besteuert, allein der Ertrag eines Ganges in verschiedenen 
Mühlen zeigte sich zu verschieden, als dass nicht auffallende 
Ungleichheiten die Folge davon gewesen wären. Aus diesem 
Grunde werden die Mühlen jezt nach der Schäffelzahl des zu 
Mehl oder Schrot verarbeiteten Getraides, also nach der Menge 
des Materials besteuert. 

Die Besteuerung nach der Grösse des umlaufenden Capi- 
tals ist von überwiegendem Einflüsse auf die Grösse der Betriebs- 
anlage und sie verdient, wo sie anwendbar ist, auch den Vorzug 
vor jener nach dem fixen Capital, weil bei gleicher Grösse des 



44 Ueber das bayerische Gewerbsteuer-Gesetz 

letzteren in verschiedenen Gewerben Betrieb und Ertrag ausser- 
ordentlich verschieden sein kann. Nicht blos weil fortwährende 
Verbesserungen *) der Einrichtungen die Absicht des Steuergesetzes 
illusorisch machen können, was doch volkswirtschaftlich ein 
Gewinn wäre, sondern namentlich auch weil fixes Capital äusserst 
schwer anders zu verwenden ist, und daher bei einem Minimum 
von Ertrag häufig noch fortbenüzt werden muss. Das umlaufende 
Capital dagegen muss immer im Verhältnisse zum wirklichen Be- 
trieb und deshalb in höherem Maasse zum Ertrage des Gewer- 
bes stehen. 

Als Kennzeichen für die Grösse des 'benützten umlaufenden 
Capitals ist vorzugsweise und namentlich bei den allermeisten 
Handwerkern und bei vielen Fabriken die Zahl der Gehilfen 2 ) auf- 
gestellt. Dass dabei in der Regel unterschieden wird zwischen 
eigentlichen Gewerbsgehilfen und untergeordneten Arbeitern, liegt 
in der Natur der Sache ; denn die ersteren erfordern einen grös- 
seren Capitalaufwand von Seite des Unternehmers und bedingen 
daher auch einen grösseren Gewinn, als die letzteren. Dagegen 
möchte es auiFallen, dass bei den Fabriken diese Unterscheidung 
aufgegeben ist. Vermuthlich war die Ursache davon, dass bei 
den einzelnen Fabriken gleicher Art eine gewisse Zahl eigentlicher 
Fabrikarbeiter und eine gewisse Zahl höher gebildeter Gehilfen 
(Techniker, Commis) und blosser Handarbeiter sich gegenseitig 
zu bedingen pflegt, so dass die Verhältnissmässigkeit der Besteue- 



1) Vgl. Moltke S. 281 flgde. 

2) Vgl. Rau Bd. III. § 368. Moltke S. 279. Seeger, Versuch über das 
vorzüglichste Abgaben - System S. 44. Krehl § 141. Fulda § 190. Wirth 
Bd. II. S. 458 : Die Einwendung, welche Prittwitz S. 1G3 gegen die Be- 
nützung dieses Kennzeichens macht, dass die Gehilfenzahl ein sehr trüg- 
liches Merkmal des Gewerbe-Ertrages sei , ist zwar an sich richtig, allein 
doch nur insoferne es als ausschliessliches Mittel zur Beurtheilung dieses 
Ertrags benutzt wird. Durch die Verbindung mit anderen Momenten ver- 
liert es an Bedeutung und somit verliert auch der Einwand an Gewicht. 
Darin besteht eben der Fortschritt in der Besteuerung grossentheils , dass 
man gelernt hat, die zuerst einseitig angegebenen und benützten Factoren 
in Verbindung zu bringen. Jede Einseitigkeit ist verwerflich, ohne dass 
sie deshalb ihre Berechtigung verliert. Es ist nichts leichter, als dies in 
dem ganzen Gebiete der Wissenschaft und des Lebens nachzuweisen. — 
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rung zwischen gleichartigen Unternehmungen dadurch nicht be- 
einträchtigt wird, und dann dass die Grade von Intelligenz und 
Geschicklichkeit bei den verschiedenen Gehilfen und Arbeitern in 
Fabriken so verschieden sind, dass des Unterscheidens kein Ende 
mehr gewesen wäre, wenn man einmal damit hatte anlangen wollen. 

Wenn schon die Zahl der Gehilfen und Vorrichtungen als 
zulässiger und schätzenswerther Anhaltspunkt zur Bestimmung der 
Steuergrosse gilt, so muss dies in noch höherem Maasse bei 
dem Merkmale der Fall sein, aus welchem der Schluss auf die 
Grösse des Ertrags mit noch viel grösserer Sicherheit gemacht 
werden kann, nämlich bei dem Kennzeichen der Menge von Ma- 
terial, das verarbeitet, oder von Product, welches erzeugt worden 
ist. Bei manchen Gewerben lässt sich dies vermöge anderweit 
bestehender Controlen genau ermitteln, wie namentlich bei den 
Bierbrauern, Fleischern, Bierwirthen ; bei anderen ist eine Schätzung 
mit ziemlicher Verlässigkeit möglich, wie bei Eisenwerken, Ziege- 
leien, Gasanstalten, Mühlen, Brennereien. 

Das Merkmal des offenkundigen Grades von Wohl- 
stand ist in dem bayerischen Gesetz nicht ausdrücklich genannt. 
Da jedoch eine namhafte Anzahl gerade der wichtigsten und be- 
deutendsten Gewerbe nicht nach äusserlichen Betriebsmerkmalen 
eingesteuert wird und auch nicht werden kann, weil es daran 
entweder ganz fehlt, oder weil sie durchaus unzuverlässig sind, 
so müssen dieselben nach Maassgabe des reinen Ertrags angelegt 
werden, für dessen Ermittlung die notorischen Vermögensverhält- 
nisse ohne Frage von Erheblichheit sind. 

Dieser kühne Schritt, da wo die sichtbaren Merkmale des 
Betriebs nicht ausreichen, zur Besteuerung des reinen Ertrags 
überzugehen, war um so unbedenklicher, als in der Besteuerung 
der übrigen Gewerbe, bei welchen die äusserlichen Kennzeichen 
maassgebend sind , immerhin Anhaltspunkte zur angleichenden 
Anlegung in genügender Weise vorhanden sind und das im In- 
struktionswege vorgezeichnete Verfahren erleichtert dieselbe. Es 
sollen nämlich die nach dem Ertrage einzusteuernden Gewerbe 
eines Ortes von der Einsteuerungsbehörde nach ihrer Einträglich- 
keit in eine Reihenfolge gebracht werden; alsdann werden die 
für besonders dazu geeignet befundenen herausgewählt, mit anderen 



46 lieber das bayerische Gewerbsteuer-Gesetz 

nach bestimmten Kennzeichen angelegten Gewerben verglichen, 
nach diesen eingesteuert, und sodann nach diesen Mustergewerben 
als Richtpunkten die übrige Reihe verhältnissmässig mit Steuer 
belegt. 

Diese Einsteuerung nach freier Schätzung hat nur wenig 
gemein mit jener der älteren Steuergesetze, welche auch für 
jedes Gewerbe eine Auswahl von Steuersätzen eröffneten; denn 
einerseits pflegte dabei nur ein geringer Spielraum gegeben zu 
sein, während in unserem Gesetze bei manchen Gewerben sämmt- 
liche Klassensätze zur Disposition gestellt sind, also von 1 bis 
2500 Gulden, und dann musste man bei den älteren Gesetzen 
wegen Mangels an einem Maassstabe zu den Mittelsätzen seine 
Zuflucht nehmen, so dass die eingeräumte Freiheit mehr oder 
weniger illusorisch war. 

Hervorgehoben zu werden verdient auch, dass bei mehreren 
Gewerben diese freie Einsteuerungsweise mit jener nach Betriebs- 
merkmalen verbunden ist, so dass die verschiedenen Verhältnisse, 
welche den Ertrag eines Gewerbes zu erhöhen oder zu vermin- 
dern vermögen, die Persönlichkeit, die Conjuncturen u. s. w. ihren 
Einfluss äussern und eine Erhöhung oder Minderung der Steuer 
um eine oder ein Paar Steuerclassen herbeiführen können. 

Endlich ist, um alle zu Gebote stehenden Mittel zur Erzie- 
lung grösstmöglicher Verhältnissmässigkeit zu erschöpfen, gestattet 
dass jeder Gewerbsverein, sowie jede zu diesem Zwecke in einem 
Amtsbezirk gebildete Genossenschaft die den Verein oder die 
Genossenschaft treffende Gesammtsteuer nach freiem Ueberein- 
kommen unter die einzelnen Gewerbsgenossen umlegen darf (Art. 65). 
So wenig diese Maassregel im Stande ist, eine von vornherein 
unvollkommene, auf unrichtigen Grundsätzen beruhende Steuer zu 
einer gerechten und verhältnissmässigen zu machen, wie dies die 
Beispiele der älteren bayerischen und der preussischen Gewerb- 
steuer beweisen, ebensosehr vermag sie bei einer rationellen, 
richtig gedachten und durchgeführten Besteuerung den Schluss- 
stein zu bilden, die Verhältnissmässigkeit wesentlich zu vollenden. 
Zu bedauern ist nur, dass diese vortreffliche Maassregel nicht 
vorgeschrieben, sondern nur freigegeben ist. In obligatorischer 
Fassung würde diese Vorschrift noch viele Härten und Ungleich- 
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heiten beseitigen können, welche selbst das bestmögliche Gesetz 
bei dem dennaligen Standpunkte der Wissenschaft und Praxis 
nicht zu vermeiden vermöchte. In der jetzigen facultativen Fas- 
sung wird es den etwa begünstigten Gewerbsgenossen oft genug 
leicht sein, das Zustandekommen einer solchen Genossenschaft 
und Selbstumlegung zu vereiteln. Ueberdies würde eine allgemeine 
Selbslrepartition eine treffliche Schule für Steuerausschüsse und 
für dereinstige Besteurung des reinen Ertrags abgeben. 

Es leuchtet nach all diesem wohl ein, dass das bayerische 
Gesetz den Vorzug der Beweglichkeit und Dehnbarkeit in hohem 
Maasse besitzt, und die Elemente in sich tragt, welche weiterer 
Entwickelung fähig sind und zu einer Vervollkommnung führen 
können, deren die jetzige Generation mit ihrem ziemlich geringen 
Maass von Gemeinsinn und von Neigung und Anstelligkeit zur 
Behandlung öffentlicher Angelegenheiten noch nicht fähig ist. 
Allein diese Beweglichkeit und Dehnbarkeit sind nur dann Vor- 
züge, wenn die Handhabung des Gesetzes solchen Händen an- 
vertraut ist, welche dieselben in der rechten Weise zu benützen 
wissen und wenn ein Verfahren angeordnet ist, welches diese 
Eigenschaften in der richtigen Art zur Geltung kommen lässt. 

Verfahren. 

Je bestimmter ein Gesetz die Grösse der für jedes Gewerbe 
zu entrichtenden Steuer vorschreibt, desto geringer braucht die 
Befugniss zu sein, welche der Steuerbehörde eingeräumt wird, 
und desto mehr kann die Regulirung in der Hand der gewöhn- 
lichen Finanz-Organe, der Staatsbeamten, liegen, welche eine 
genauere Kenntniss der Gewerbs- und Betriebs- Verhältnisse nicht 
haben und auch nicht zu haben brauchen. Je elastischer dagegen 
ein Gewerbesteuer-Gesetz ist, je mehr es sich bemüht, die Besteue- 
rung den Ertrags-Verhältnissen der einzelnen Gewerbtreibenden 
anzupassen, desto mehr discretionäre Macht muss den Steuer- 
behörden eingeräumt werden und eine desto genauere Kenntniss 
der Gewerbsverhältnisse muss bei ihnen vorausgesetzt werden. 
Und da diese Kenntniss in der Regel nirgends anders zu finden 
ist, als bei den Steuerpflichtigen, den Gewerbtreibenden selbst, 
so wird deren Selbstthätigkeit immer nothwendiger. 
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In Frankreich ruht daher die Einsteuerung ganz in den Hän- 
den der Beamten *)> während die der französischen nachgebildeten 
Gewerbsteuern in Deutschland, namentlich in Baden und Hessen, 
doch schon etwas von dem volkstümlichen Element der Selbst- 
besteuernng angenommen zu haben, indem sie in dem ziemlich 
enge begrenzten Kreis von Fällen, in denen Schätzung oder Fest- 
stellung thatsächlicher Verhältnisse einzutreten hat, die Gemeinde- 
Vertreter und theilweise sogar kundige Personen des Gewerbe- 
standes beiziehen. Diese Benützung der Gemeindebehörden zur 
Steuerausmessung findet sich in den deutschen Gesetzen von 
Anfang an. Bei dem wenig bestimmten Inhalt der älteren Gesetze 
und bei dem Mangel an Anhaltspunkten, welche sie den lokal- 
kundigen Gemeindegliedern geben sollten, war und ist aber bei 
den älteren Steuern die Thätigkeit derselben eine sehr unter- 
geordnete und es kam, wenigstens in Bayern, dahin, dass man 
die Mitwirkung der Gemeindebehörde bei der Steuerregulirung 
thatsächlich immer mehr ausschloss und den Polizei- und Finanz- 
behörden alles überliess. Die neueren Gesetze, namentlich das 
württembergische, geben der Thätigkeit dieser Organe eine immer 
mehr bestimmte Richtung, indem sie die Momente vorschreiben, 
welche durch sie festgesetzt werden und bei der Steuerregulirung 
maassgeben sollen; doch scheute man sich noch, den grossen 
Schritt zu thun, welcher der Steuerregulirung wesentlich das 
Gepräge der Selbstbesteuerung aufdrückt. In Sachsen, in Hannover, 
und auch in Württemberg werden die beigezogenen Gemeinde- 
vertreter und Sachverständigen thcils von der Gemeindebehörde, 
theils von dem Einsteurungs-Beamten ausgewählt, und die letzteren 
sind eigentlich nur Auskunftspersonen, ohne entscheidende Stimme 
in der Commission. Die Gemeindebediensteten dagegen pflegen 
als solche keine Kenner der Gewerbs - Verhältnisse zu sein und 
die Beiziehung derselben zu der Steuerregulirung gewährt daher 
nicht jene Sicherheit, wie die der Gewerbtreibenden selbst. 

In Bayern dagegen liegt die Festsetzung der zur Steuerregu- 
lirung gesetzlich maassgebenden thatsächlichen Verhältnisse ganz 
in der Hand des Steuerausschusses. Dieser besteht aus einem 



1) v. Hock, die Finanzverwaltung Frankreichs, S. 156. 
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von der Regierung bezeichneten Polizeibeamten als Vorsitzenden, 
aus dem Rentbeamten (Sleuerbeamten) des Bezirks als Staats- 
anwalt (beide Beamte ohne Stimmrecht), aus fünf Ausschuss- 
mitgliedern und aus dem Protokollführer. Von den allein stimm- 
berechtigten fünf Mitgliedern sind vier für den ganzen Rentamts- 
bezirk und einer für den betreifenden Ort gewählt. Zur Wahl 
jener vier treten am Sitze der Polizeibehörde die städtischen 
Gemeindecollegien und ländlichen Ortsvorsteher zusammen, um — 
nicht gerade aus ihrer Mitte — zehn Personen zu wählen, welche 
dann aus ihrer Mitte die vier Ausschussmitglieder des Bezirks 
ernennen. Bei der ersten und zweiten Wahl wird die Vertraut- 
heit mit den im Amtsbezirk bestehenden Industrie- und Handels- 
Verhältnissen sowie die Vertretung der in dem Bezirke haupt- 
sächlich vorkommenden Gewerbe als maassgebend bezeichnet, und 
die Gewählten müssen unbescholtene Männer sein, die dem Ge- 
werbs- oder Handelsstande angehören; auch müssen, wenn eine 
Stadt im Bezirk ist, wenigstens drei der zehn Erstgewählten aus 
der Mitte der städtischen Gewerbs- oder Handelsleute sein, und 
die Wahlkommissäre sind angewiesen, den Zehnern auch bei der 
letzten Wahl die Berücksichtigung des städtischen Gewerbestandes 
anzuempfehlen. Das fünfte (Local-) Ausschuss - Mitglied ist auf 
dem Lande der Ortsvorsteher, in Städten der Vorsteher des be- 
treffenden Stadtdistrictes (Stadtviertels), oder wenn dieser verhin- 
dert oder nicht genügend sachkundig ist, ein von der Stadtbehörde 
zu bestimmender, mit den Verhältnissen vertrauter Stellvertreter. 
Die Ausschussmitglieder werden besonders vereidigt. Die Be- 
schlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefasst; bilden sich aber 
mehr als zwei Meinungen, so werden die Stimmen der strengsten 
Ansicht zu jenen für die nächst mildere so lange hinzugezählt, 
bis sich eine absolute Majorität ergibt. Findet sich der Ausschuss 
für einen Fall nicht genügend sachkundig, so kann er Auskunfts- 
personen zu seinen Sitzungen zuziehen; diese haben aber keine 
entscheidende Stimme. Der Rentbeamte als Staatsanwalt hat für 
die richtige Anwendung des Gesetzes Sorge zu tragen, im ein- 
zelnen sich über die Gewerbsverhältnisse zu informiren, zu diesem 
Behufe alle amtlichen Behelfe der Gewerbsbehörden zu benützen 

Zeitsohr. Staataw. 1861. I. Heft. 4 
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und unter Umständen von den äusserlich wahrnehmbaren Betriebs- 
merkmalen Einsicht zu nehmen (Art. 29 bis 40). 

Die grosse Sorgfalt, welche aus diesen Anordnungen für die 
Zusammensetzung des Ausschusses hervorgeht, ist ganz am rechten 
Orte ; denn unverkennbar kommt ungemein viel darauf an , dass 
das Organ, dem die Ausführung eines Gesetzes obliegt, ein gutes 
ist, und das an sich beste Instrument ist bekanntlich werthlos 
in ungeschickter Hand. Die Art der Ausschusswahl ist keine 
demokratische; aber die Benutzung der Gemeindevertreter zur 
Wahl des grösseren Ausschusses hat nicht nur den Vorzug der 
grösseren Bequemlichkeit und geringeren Weitläufigkeit vor einer 
Urwahl durch sämmtliche Steuerpflichtige, sondern es ist damit auch 
viel mehr Garantie dafür gegeben, dass nicht politische Interessen 
sondern lediglich die Rücksichten auf die Intelligenz und, Integrität 
der Personen den Ausschlag bei der Wahl geben werden, und 
dass die Ausschüsse nicht in unzeitige Opposition gegen die 
Regierungs-Organe treten, sondern Hand in Hand mit diesen das 
Gesetz richtig und unparteiisch vollziehen. Dabei ist aber gleich- 
wohl der Ausschuss völlig unabhängig von der Finanzbehörde 
und dadurch im Stande, allen fiskalischen Gelüsten zu widerstehen. 
Von grosser Wichtigkeit ist dabei die Stellung des Vorsitzenden, 
wozu nicht der Finanz- sondern der Verwaltungsbeamte gewählt 
ist; denn obwohl er kein Stimmrecht hat, so ist doch augenfällig, 
dass er vermöge seiner unparteiischen Stellung und in der Regel 
grösseren Gesetzeskenntniss , auch wohl sonst überwiegender In- 
telligenz einen grossen Einfluss auf den Ausschuss auszuüben 
vermag, und dass sein Wort weit mehr Geltung haben muss 
und soll als das des Finanzbeamten, welcher als Staatsanwalt 
immerhin eine Parteistellung einnimmt. 

Die Grundlage der Besteuerung ist die eigene Declaration 
der Gewerbtreibenden. Dieselben haben nach öffentlich ergangener 
Aufforderung zu erklären, was für Gewerbe sie betreiben, mit 
wie viel Gehilfen, Vorrichtungen, Niederlagen, Läden, mit welchem 
Verbrauch von Material oder Erzeugung von Producten, je nach- 
dem diese oder jene Betriebsmerkmale von gesetzlicher Erheblich- 
keit sind. Die Fatirung dieser Merkmale hat nach dem Maasse 
des durchschnittlichen Betriebs während der letzten drei Jahre 
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zu erfolgen. Die Erklärung wird bei der Gemeindebehörde ab- 
gegeben und die vollständige Liste von dieser dem Rentamt zu- 
gestellt. Dieses ordnet die Fassionen, wenn es nicht schon die 
Gemeindebehörde gethan hat, in die eigentliche Steucrliste nach 
Steuerdistricten und Gewerbsarten und unterwirft sie einer vor- 
läufigen Prüfung (Art. 26 und 28). Wenn dies geschehen ist, 
so wird der Ausschuss zusammenberufen, dessen Competenz sich 
auf die Prüfung und Feststellung der Declarationen nach dem 
ganzen Umfang der Anhaltspunkte erstreckt, welche das Gesetz 
für die Einsteuerung aufstellt , und wo keine Anhaltspunkte ge- 
geben sind, oder die Steuerfeststellung neben den Betriebsmerk- 
malen eine mehr oder weniger facullative ist, da bleibt es dem 
Ausschusse anheimgegeben, zu classificiren. Gewerbe, welche 
im Tarif nicht enthalten sind, hat der Ausschuss angleichend ein- 
zusteuern; kurz er hat die Befugniss und Obliegenheit, die ganze 
materielle Grundlage der Besteuerung festzustellen und der Finanz- 
behörde bleibt zunächst nur das Geschäft, nach den von ihm be- 
zeichneten Tarifnummern, festgesetzten Betriebsmerkmalen und 
gefundenen Ciassensätzen die Steuerziffer auszurechnen. Wenn 
eine Fassion vom Ausschusse beanstandet wird, oder überhaupt 
eine Festsetzung erfolgen soll, welche in der Fassion nicht 
selbst schon begründet wäre, so muss der Betheiligte darüber 
vernommen werden, sowie auch vor jeder Beschlussfassung der 
Staatsanwalt gehört werden muss, und jede Verhandlung, die 
nicht auf einfache Anerkennung der Fassion hinausgeht, muss in 
dem Sitzungsprotokoll aufgenommen werden (Art. 34. 35. 41). 
Die vom Ausschusse festgesetzten Steuerlisten werden am 
Sitze des Rentamts 14 Tage lang aufgelegt, damit jeder Steuer- 
pflichtige von seiner Anlegung Einsicht nehmen und das Rechts- 
mittel der Reclamation ergreifen kann, über welche die vorgesetzte 
Finanzstelle (Kreisregierung) in zweiter und letzter Instanz ent- 
scheidet. Reclamationen sind aber nur insoweit zulässig, als 
nicht die Feststellung rein thatsächlicher Verhältnisse, bei welchen 
der Ausschuss ein inappellables Geschwomengericht bildet, be- 
stritten wird, also nur bei Einsteuerung von Gewerben, die nicht 
im Tarif enthalten sind, oder deren Qualität zweifelhaft ist, oder 
wo ein Spielraum zur Bemessung der Betriebsanlage gegeben ist, 

4* 
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darunter auch die Fälle, in denen wegen Verbindung mehrerer 
Gewerbe u. dgl. arbiträre Erhöhungen der Steuer eintreten, end- 
lich wegen unrichtiger Berechnung. Reclamation kann sowohl 
von den Steuerpflichtigen, als vom Staatsanwälte erhoben werden, 
vom letzteren ausser den genannten Fällen auch wegen irriger 
Gesetzesanwendung, wegen deren auch die Regierung von Amts- 
wegen — also wohl auch auf Anrufen des Betheiligten — einen 
Beschluss des Ausschusses aufheben kann. Die Regierung kann 
da, wo sie selbst über Reclamationen entscheidet, das Gutachten 
von Sachverständigen oder von Gewerbs- und Handels - Kammern 
einholen; bei Reclamationen wegen irriger Gesetzesanwendung 
wird nur der Beschluss aufgehoben und die Sache wieder an den 
Ausschuss verwiesen. Das gleiche geschieht bei Nichtigkeits- 
beschwerden, welche wegen Verletzung der über das Verfahren 
bestehenden Bestimmungen, namentlich wegen Unterlassung der 
Vernehmung u. dgl., ergriffen werden können (Art. 42. 48 — 53). 

Wer der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe der Fassionen 
nicht Folge leistet, wird auf seine Kosten gemahnt; wer auch 
dieser Mahnung ungehorsam ist, dessen Gewerbe wird ohne seine 
vorhergehende Vernehmung vom Ausschusse eingesteuert und er 
verfällt überdies in eine Geldstrafe von 1 bis 50 Gulden. Wer 
die Betriebsmerkmale seines Gewerb.es absichtlich zu gering an- 
gibt oder verschweigt, der wird um den fünf- bis zehnfachen 
Jahresbetrag der Steuer bestraft, welche er defraudiren wollte. 
Die Strafanträge stellt der Staatsanwalt und der Ausschuss fasst 
Beschluss darüber. Den Vollzug hat das Rentamt; aber gegen 
alle Strafbeschlüsse ist Reclamation mit Suspensiv- Wirkung, welche 
den übrigen Reclamationen fehlt, zulässig (Art 27. 34. 43 bis 
47. 50 und 54). 

Nach Bescheidung der Reclamationen und Beschwerden er- 
folgt die rechnerische Prüfung der Steuerlisten, wobei der Finanz- 
stelle auch Gelegenheit gegeben ist, den richtigen Vollzug des 
Gesetzes zu überwachen. Die Steuer wird immer für drei Jahre 
regulirt; während dieser Zeit finden Abgänge nur wegen gänz- 
lichen Aufhörens des Gewerbes oder Zugänge wegen neu- oder 
wiederentstehender Gewerbe statt, da blose Aenderungen im Betrieb 
ihre Berücksichtigung bei Besteuerung für die nächste Steuer- 
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periode finden, welche sich, wie erwähnt, auf den Durschschnitts- 
betrieb der vorhergehenden drei Jahre gründet. Verhandlungen 
des Ausschusses, welcher immer auf drei Jahre gewählt ist, müssen 
daher gleichwohl alljährlich gepflogen werden. Die Gewerbs- 
Zu- und Abgänge werden der Finanzbehörde durch periodische 
Anzeigen der Gewerbspolizeibehörde bekannt (Art. 55 bis 60). 

Die Kosten der Steueranlage trägt natürlich die Staatscasse 
und es werden auch für Reclamationen u. dgl., keine Gebühren 
(Taxen) erhoben. Nur die Erwachsenen baaren Auslagen für 
Taggelder der Ausschussmitglieder u. s. w. haben diejenigen zu 
tragen, deren Beschwerden abgewiesen wurden, insoweit solche 
Auslagen durch die Beschwerde erwachsen waren (Art. 61 bis 
63). Für Gewerbsvereine oder Genossenschaften, die sich eigens 
zu diesem Zwecke in einem Amtsbezirk bilden, und das Recht 
haben, die für ihre sämmtlichen Mitglieder regulirte Gesammtsteuer 
selbst unter sich umzulegen, darf aber während der dreijährigen 
Periode keine Aenderung vorkommen und die Genossenschaft 
muss für den vollen Steuerbetrag haften (Art. 65). 

Die Aeusserung eines namhaften Schriftstellers 1 ), dass in 
dem Gewerbsteuersystem einer der ausgezeichnetsten Theile unseres 
europäischen Finanzwesens erkannt werden muss, in welchem 
die Praxis die Wissenschaft überflügelt hat, mag zwar in An- 
sehung der Besteuerungsgrundsätze in Zweifel gezogen werden. 
Denn die von der Wissenschaft aufgestellte Besteuerung des 
reinen Ertrags ist und bleibt auch der Zielpunkt der Praxis, und 
alle die künstlichen und scharfsinnigen Surrogate, welche die be- 
sten neuen Gesetze bieten, sind doch nur Behelfe, vermöge deren 
man sich auf Umwegen diesem Ziele einiger Maassen zu nähern 
sucht, und auch die Mittel und Wege zur Erreichung dieser Ab- 
sicht, Steuerbemessung nach Betriebs-Kennzeichen, nach Orts- 
grössen u. dgl., sind theils von der Wissenschaft angedeutet, 
theils berichtigt worden. Allein unbedingt richtig ist diese Aeus- 
serung in Ansehung des formellen Besteuerungs - Verfahrens *), 



1) Stein, Finanzwissenschaft S. 275. 

2) Nur v. Jakob gibt eine ausführliche Anleitung, in welcher Weise 
bei der Ermittelung des von ihm festgehaltenen reinen Ertrags zu Werke 
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welches von kaum geringerer Wichtigkeit ist, als der materielle 
Theil, die Besteuerungsgrundsätze. 

Darüber zwar ist man einverstanden, dass die Besteuerung, 
es sei denn die französische Patentsteuer, bei welcher die Selbst- 
tätigkeit der Organe auf ein Minimum reducirt ist, nicht aus- 
schliesslich in den Händen der Finanzbehörde liegen darf, da die 
Staatsbeamten unmöglich die Kenntniss der Gewerbsverhältnisse 
haben, welche erforderlich ist, der beabsichtigten Verhältnissmässig- 
keit gerecht zu werden, und die Merkmale des Ertrags- und Be- 
triebs -Umfanges festzusetzen. Allein die Aufstellung von Steuer- 
geschworenen ist im Gebiete der Gewerbsteuer wesentlich neu und 
ein eben so wichtiger als gelungener Schritt; denn weder blose 
Schätzer *), die nicht selbst zu entscheiden haben, noch die Ge- 
meindebehörden 2 ) als solche vermögen einen überwiegenden fiska- 
lischen Einfluss aufzuhalten und die Ungleichheiten zu heben, welche 
die Verschiedenartigkeit der Auffassung von Seite der verschiedenen 
Finanzbeamten veranlasst. Diese Ungleichheiten werden zwar nie 
ganz beseitigt werden können, so lange den Besteuerungsorganen 
eine Selbstthätigkeit eingeräumt werden muss; allein sie auf ein 
unfühlbares Minimum zu ermässigen, welches praktisch dem Ver- 
schwinden gleichsteht, ist offenbar keine Einrichtung geeigneter, 
als die von einem unbetheiligten Beamten geleiteten Geschworenen 
des bayerischen Gesetzes, wobei doch auch dem Interesse des 
Staates, um dessen willen ja die Steuer angeordnet wird, durch 
die Beiziehung des in der Regel mit überwiegender Gesetzes- 
kenntniss ausgerüsteten Finanzbeamten als Staatsanwalt volle Rech- 
nung getragen ist. 



zu gehen wäre (§ 1080 flgde.) ; Rau begnügt sich mit Andeutungen, welche 
zwar höchst schfitzenswerth und wichtig, aber doch nur fragmentarisch 
sind. Hoffmann a. a. 0. S. 712 flgde. behandelt diesen Gegenstand gründ- 
licher und fibersichtlicher, aber geht doch auch der Praxis mehr nach als 
voraus. 

1) Rau a. a. 0. § 376. — Der Vorschlag Wirth's II. S. 462 ist jünger 
als das bayerische Gesetz. — v. Jakob verlangt zwar Schätzer mit ent- 
scheidender Stimme, aber zum Zwecke directer Festsetzung des reinen 
Ertrags. — 

2) Hoffmann a. a. 0. S. 721. 
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Anlangend die Eigenschaften der zur Einsteuerung beige- 
zogenen Personen, so wird vor allem verlangt, dass sie die Gat- 
tung von Industrie, welche sie abschätzen sollen, selbst betreiben 
oder genau kennen *) , ein Erforderniss, dem das bayerische Ge- 
setz vollständig entspricht. Die Grenzen, innerhalb deren die 
Vollzugs-Organe sich zu bewegen haben 2 ) , sollen weder so 
eng sein , dass sie sich überhaupt nicht bewegen können (wie in 
Frankreich) , noch so weit 3 ), dass sie nicht wissen, nach welchen 
Regeln sie sich bewegen sollen (wie in den älteren deutschen 
Gesetzen). Auch in dieser Hinsicht entspricht unser Gesetz allen 
Anforderungen; denn in den allermeisten Fällen sind dem Aus- 
schuss genaue Anhaltspunkte gegeben, und ist bestimmt vorge- 
schrieben, welche Thatsachen er zu constatiren hat, während 
diese Thatsachen selbst doch von der Art sind, dass sie nur 
durch das sachverständige Urtheil eingeweihter Personen mit 
Sicherheit und ohne Belästigung der Pflichtigen erkannt zu wer- 
den vermögen, und wo er nicht blose Thatsachen festzustellen 
hat , wie bei der Einsteuerung der nicht nach Betriebsmerkmalen 
angelegten Unternehmungen, da sind ihm an den übrigen, nach 
äusserlich wahrnehmbaren Kennzeichen besteuerten, Gewerben 
Anhaltspunkte genug gegeben , um eine durchaus entsprechende 
Classification zu Stande zu bringen. In noch schönerer Weise 
zeigt sich die Befugniss des Ausschusses bei den Gewerben, 
für welche zwar Betriebsmerkmale vorgezeichnet sind, aber nicht 
als unbedingt bindend, sondern bei welchen noch ein kleiner 
Spielraum von Ciassensätzen eröffnet ist, um allen erheblichen 
Momenten Einfluss zu gestatten, und die möglichste Verhältniss- 
mässigkeit herbeizuführen. Rechnet man hiezu noch die discre- 
tionäre Befugniss des Ausschusses wie der Finanzbehörde, wegen 
nachgewiesener ungünstiger Betriebsverhältnisse bleibende oder 
vorübergehende Ermässigungen und Nachlässe eintreten zu lassen, 
und andrerseits die Wahl des Ausschusses, wegen vorheilhafter 
Gevverbs Verbindungen und anderer günstiger, gesetzlich vorge- 



1) v. Jacob § 1065. 

21 Hoffmann a. a. 0. S. 713 flgde. 

3) Rau § 371. 
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sehener Verhältnisse Erhöhungen eintreten zu lassen, so muss man 
wohl anerkennen , dass die Befugnisse der Einsteuerungsbehörde 
mit eben so grosser Vorsicht bemessen und geregelt als bedeut- 
sam und ausgedehnt sind. Diese Competenz ist aber auch nur 
bei dieser Organisation des Ausschusses möglich; denn eine aus- 
gedehnte Befugniss in der Hand der Finanzbehörde führt entweder 
zu ungemessener Fiskalität oder zum bewegungslosen Festhalten 
an den Mittelsätzen der vorgeschriebenen Classen, wie es that- 
sächlich früher in Bayern der Fall war, in andern Staaten noch 
ist , und in Preussen sogar principiell ausgesprochen ist. Dadurch 
wird aber natürlich die Beweglichkeit zur Illusion. 

Dabei ist der bayerische Ausschuss niemals gezwungen, in 
die inneren Gewerbs- Verhältnisse einzudringen, was an der Compe- 
tenz der baden'schen und württembergischen Einsteuerungsbehör- 
den getadelt wird *) ; denn seihst in jenen Fällen, in welchen das 
Gesetz keine Merkmale vorschreibt, haben die orts-, sach- und 
personal-kundigen Glieder desselben sich lediglich an den muth- 
maasslichen reinen Ertrag zu halten , wie er verhältnissmassig 
gegen andere Gewerbe nach den notorischen Betriebs-, Vermögens- 
und anderen Verhältnissen anzunehmen ist. In Württemberg findet 
die, ein solches Eingehen bedingende, Festsetzung derGewerbs- 
capitalien zwar nur bei den Handlungen und Fabriken statt ; allein 
gerade bei diesen ist eine solche besonders , und mehr als bei 
den übrigen Gewerbsclassen , schwierig, und daher die Besteue- 
rung nach anderen Rücksichten empfehlenswerth. 

Die Besteuerungsfactoren, welche der Ausschuss festzusetzen 
und für welche er seine Aussprüche zu formuliren hat 2 ) , be- 
stehen durchaus in Tarif- Nummern für die Normalanlage und im 
Aussprechen von Betriebs-Merkmalen (wo sie das Gesetz als 
»massgebend bezeichnet) oder von Ciassensätzen (wo jene fehlen), 
oder von beiden (wo die Betriebs-Merkmale nur als Anhaltspunkte 
dienen) für die Betriebs-Anlage. 



1) Hoflmann a. a. 0. S. 716. 

2) „Der äussere Ausdruck der allgemeinen Steuerwerke" nach Hoflmann 
. 0. S. 717. 
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Die nach der technisch-wirthschaftlichen Natur jedes Gewerbes 
bemessene Normal - Anlage wird vom Gesetz unmittelbar vorge- 
schrieben, und der Ausschuss hat daher in dieser Hinsicht nur 
festzustellen, welches Gewerbe ein Unternehmer betreibt, was 
eben dadurch geschieht, dass die Nummer des Tarifs bezeichnet 
wird, unter welcher dieses Gewerbe vorgetragen ist. Auch in 
Ansehung der Betriebs-Anlage hat der Ausschuss in der über- 
wiegenden Mehrheit von Fällen nur Thatfragen zu entscheiden, 
nach Maassgabe deren die Finanzbehörde die Steuer berechnet; 
in andern Fällen aber hat er theils neben solcher Feststellung 
von Thatsachen, theils ohne solche eine Steuerclasse zu bezeichnen, 
in welche ein Gewerbe hinsichtlich seiner Betriebsanlage einge- 
reiht werden soll , insoferne überhaupt der Betrieb ausgedehnt 
genug ist, um eine Betriebs- Anlage zu rechtfertigen und die 
Normal-Anlage allein nicht genügend erscheint. 

Eine mehrfach angezogene Abhandlung spricht sich *) ent- 
schieden gegen die unmittelbare Festsetzung von Steuergrössen 
oder Formulirung von Ciassensätzen durch die Einsteuerungsbe- 
hörde aus, sowie er auch die in unserem Gesetze vermiedene 
Aufstellung von Steuercapitalien tadelt. Er fordert vielmehr, dass 
jener »Ausdruck der allgemeinen Steuerwerthe« der Ertragsfähig- 
keit oder dem muthmaasslichen Beinertrage der Gewerbe ent- 
sprechen soll. 

Diese Anforderung ist an sich ganz richtig und entspricht 
dem Grundsatze, dass nur der reine Ertrag besteuert werden 
soll; allein sie widerspricht dem allgemein gemachten Zugeständ- 
niss, dass eine Besteuerung des reinen Ertrages zur Zeit noch 
Problem ist, und dass man sich begnügen muss mit einer Be- 
steuerung nach Merkmalen des Betriebes , welche nur einen kei- 
neswegs zuverlässigen Schluss auf den reinen Ertrag eines Unter- 
nehmens zulassen, ein Zugeständniss , welches auch die erwähnte 
Abhandlung macht. Von diesem Grundsatze ausgehend muss daher 
behauptet werden, dass der correcteste Ausdruck der allgemeinen 
Steuerwerthe in einem Gesetz, das die Gewerbe nach Betriebs- 
merkmalen besteuert, kein anderer sein kann, als die Bezeich- 



1) Hoffmann a. a. 0. S. 718. 
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nung und Festsetzung eben dieser Betriebsmerkmale. Allgemeiner 
gefasst kann man überhaupt sagen, der beste Ausdruck der 
Steuerwerthe für jedes concrete Gesetz bestehe in der Festsetzung 
derjenigen Momente, nach welchen die Besteuerung erfolgt. Ge- 
schieht dies also nach dem Maassstabe der Gewerbecapitalien, 
so können nur diese den entsprechenden Ausdruck bilden. Damit 
ist auch die blose Bezeichnung von Steuerclassen als irrationell 
ausgeschlossen ; denn diese gewähren an sich gar keinen Anhalts- 
punkt und können daher nur nach einem sehr trügerischen Er- 
messen, so zu sagen blos nach dem Augenmaasse, gewählt 
werden. 

Damit scheint nun auch der Stab gebrochen zu sein über 
den Theil des bayerischen Gesetzes, vermöge dessen der Aus- 
schuss bei einer Anzahl von Gewerben den Ausdruck der Steuer- 
werthe in Ciassensätzen, deren jeder einer ganz bestimmten 
Steuergrösse entspricht, zu formuliren hat. Dies ist aber doch 
nur sehr bedingt richtig. Wir haben oben gesehen, dass für die 
Gewerbe, bei denen eine Besteuerung nach Betriebsmerkmalen 
nicht thunlich erschien, der Maassstab kein anderer sein kann, 
als der reine Ertrag. Nun würde aber ein dem reinen Ertrag 
entsprechender Ausdruck für diese Gewerbe eine Ungleichartig- 
keit in das Gesetz hineinbringen, in Folge deren der Ausschuss 
leicht den Maassstab der Verhältnissmässigkeit gegenüber den 
anderen nach äusserlichen Merkmalen besteuerten Gewerben ver- 
lieren könnte. Auch ist es , wie schon v. Jacob *) sehr richtig 
andeutet, für die Sachverständigen sehr schwer, zu wissen, wie 
viel ein Unternehmer gewinnt, während sie mit grosser Zuver- 
lässigkeit zu sagen im Stande sind, ob er mehr oder weniger 
als ein anderer gewinnt. Sie sind also sehr wohl in der Lage, 
zu classificiren, wenn sie nur Mustergewerbe als Anhalts- 
punkte besitzen. Hierin liegt aber die Rechtfertigung der For- 
mulirung dieses Ausdruckes in Ciassensätzen, mindestens insoweit 
als dieselbe nur ergänzungsweise benützt werden ; denn es möchte 
schwer fallen , einen anderen Ausdruck , welcher dem reinen 
Ertrag der Gewerbe entspricht, zu finden, als eben die Summe 

1) § 1093. 
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eines Jahresertrags, und da die directe Auffindung dieses Ertrags 
von den dermaligen Gesetzen in Uebereinstimmung mit der Wissen- 
schaft grundsätzlich aufgegeben ist, so bleibt wohl nichts anderes 
übrig , als eben die Bezeichnung der Steuerclassen. Der von der 
Classenbezeichnung befürchtete Nachtheil der Ungleichmässigkeit 
und Unverhältnissmassigkeit ist auch nicht so gross, als er dar- 
gestellt wird; denn eine haarscharf genaue Besteuerung ist ohne- 
dies nicht möglich, und man muss sich von vornherein begnügen, 
den muthmaasslichen Ertrag annähernd 1 ) zu besteuern; 
etwas mehr oder weniger Ungleichmässigkeit, welche bei der 
Classen - Bezeichnung unterläuft , ist daher nur das allgemeine 
Schicksal jeder Gewerbesteuer nach dem dermaligen Standpunkt, 
und da das bayerische Gesetz sehr gute Anhaltspunkte für die An- 
gleichung bietet, so ist die Ungenauigkeit bei den Gewerben, für 
welche der Ausdruck der Steuerwerthe in Ciassensätzen besteht, 
schwerlich viel grösser, als sie im allgemeinen ist und nothge- 
drungen sein muss. 

Eine Vergleichung mit anderen Gesetzen ist bei diesem 
Punkte schwierig und wenig fruchtbar ; denn der richtige Ausdruck 
der Besteuerungsfactoren ist immer nur eine Folge der Grund- 
sätze, nach welchen die Steuer regulirt wird, und der beste 
Ausdruck ist daher immer derjenige , welcher diesen Grundsätzen 
am angemessensten ist. 

Man mag daher die Feststellung von Steuercapitalien durch 
die Einsteuerungsbehörde verwerfen — ; wenn man sich aber 
für die Besteuerung nach Capitalien entschieden hat, so bleibt 
nichts übrig, als die Capitalien zum Ausdruck dieses Steuerfactors 
zu inachen; oder mag man die Bezeichnung von Steuerclassen 
für ungenau halten , so ist man doch genothigt, zu diesem Noth- 
behelf zu greifen , wenn Gewerbe zu besteuern sind, für welche 
alle greifbaren Merkmale unzuverlässig sind, oder fehlen. 

Wenn daher in Baden, in Nassau und theilweise in Würt- 
temberg die Steuercapitalien den Ausdruck der Steuerwerthe 
bilden, so ist dies dort der beste, weil einzig mögliche. Wenn 



1) Diess erkennen selbst die namhaftesten Notabilkäten an, Raua. a. 0. 
§ 375 Z. 1. — v. Jacob § 1064 u. a. 
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dagegen freilich in Oesterreich, in Hannover, in Sachsen u. a. 0. 
nur allgemein vorgeschrieben ist, welche Steuersätze für ein 
Gewerbe mit Rücksichtnahme auf die Verhältnisse gewählt werden 
sollen, ohne dass angeordnet ist, wie und in welchem Maasse 
diese Verhältnisse wirken sollen , so ist dies Folge und Kenn- 
zeichen der niedrigeren Entwickelungsstufe , auf welcher diese 
Steuergesetze stehen ; und wenn in Württemberg zwar bestimmt 
ist, in welcher Weise bei der Mehrzahl von Gewerben die Be- 
triebskennzeichen gewürdigt werden sollen, aber der Ausdruck 
dafür nicht eben die Festsetzung der Betriebsmerkmale ist, sondern 
eine Steuergrösse , so ist dadurch ein sehr wichtiges Mittelglied 
im Besteuerungsverfahren übersprungen. Beide Fehler sind in 
Bayern vermieden, vermöge der trefflichen Organisation der Ein- 
steuerungsbehörde , bei welcher der Ausschuss die Betriebsmerk- 
male festsetzt, und die Finanzbehörde erst hieraus die Steuer 
berechnet. Maassregeln zur Sicherung des ärarischen 
Steuer-Interesses, sowie zur Sicherung der Steuer- 
pflichtigen gegen Uebersteuerung sind ausführlich in 
unserem Gesetze getroffen. In ersterer Beziehung ist es zunächst 
die Stellung des Staatsanwaltes und sein Recht, gegen beschwe- 
rende Beschlüsse des Ausschusses den Recurs zu ergreifen, eine 
Einrichtung, welche nicht denkbar ist, wenn die Finanzbehörde 
als solche die Steuer regulirt, sowie das Oberaufsichtsrecht der 
vorgesetzten Finanzstelle über den richtigen Vollzug des Gesetzes, 
was zur Erreichung des Besteuerungs-Zweckes und zur Vertre- 
tung der Staatscasse vorgesehen ist. Ausserdem aber die Strafen 
auf Unterlassung der Declaration und auf falsche Declarationen '). 



1) Eigentümlich ist die Ansicht Stein's, dass falsche Angaben keinen 
Gegenstand des Strafrechts bilden. Der Grund „weil sie vor der Catastri- 
rung berichtigt werden," trifft keineswegs in allen Fällen zu ; denn es ist 
nicht selten, dass Steuer-Defraudationen erst in späterer Zeit aufkommen. 
Dagegen begründet er das Strafrecht auf den Beginn eines Gewerbebetriebs 
ohne Steuerzahlung , was doch nur insoferne richtig sein kann , als die 
Verpflichtung zur Selbstangabe gesetzlich vorgeschrieben und ihre Unter- 
lassung mit Strafe bedroht ist. In der Natur der Sache ist vielmehr das 
umgekehrte Verhältniss begründet, nämlich die Strafbarkeit falscher An- 
gaben und die Straflosigkeit unterlassener Angaben , wenn nicht Selbst- 
anzeige vorgeschrieben ist. — 
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Etwas befremdend erscheint in dieser Hinsicht, dass auf Unterlas- 
sung der Declaration ausser dem Präjudiz der Steuerfestsetzung 
durch denAusschuss ohne Vernehmung des vergeblich Geladenen 
noch eine Strafe von 1 bis 50 Gulden angedroht ist, während 
die bösliche Verschweigung oder falsche Angabe von Betriebs- 
merkmalen, zu deren Bekenntnisse der Fatent verpflichtet war, 
nur mit einer Strafe des fünf- bis zehnfachen Betrags der zu 
defraudiren versuchten Steuer belegt ist. Das letztere Vergehen 
ist das weitaus gefährlichere und man sollte denken, dass eine 
strenge Strafe dafür vollkommen an ihrem Orte wäre. Die Ge- 
schichte zeigt, dass die Strafen um so strenger sind, je mehr 
das Volk selbst bei dem Vollzuge der Gesetze betheiligt ist , d. h. 
je grösser die politische Entwickelung und Freiheit desselben ist. 
In den Republiken Griechenlands und in Rom waren Capitalstrafen 
und Confiscationen denjenigen angedroht, welche sich der Ver- 
mögensangabe entziehen wollten, oder falsch declarirten , während 
der Despotismus der späteren Kaiserzeit nur Strafen im doppelten 
bis vierfachen Betrag der defraudirten Steuer und höchstens eine 
theilweise Confiscation zu verhängen wagte. Es ist dies natürlich. 
Je unfreier ein Volk ist , je weniger es sich selbst regiert , je 
mehr also die Regierung ausserhalb desselben steht, und einen 
Gegensatz damit bildet, desto näher liegt das Bestreben , sich den 
Verpflichtungen zu entziehen, von welchen man nur die Last 
fühlt, und desto verzeihlicher ist auch ein solches Bestreben. Je 
volkstümlicher dagegen eine Regierung und je mehr das Volk 
selbst an derselben betheiligt ist, desto mehr wird es Vergehen 
gegen den Staat missbilligen, desto härtere Strafen können und 
werden dagegen angedroht sein. Es ist dies ein Gegenstand 
von nicht geringer Erheblichkeit ; denn die ganze sittlich-politische 
Stellung und Anschauungsweise einer Zeit und einer Nation spie- 
gelt sich in solchen Vorschriften, insoferne sie ausführbar und 
dem Rcchtsbewusstsein der Nation entsprechend sind. 

Bei einem Gesetze also, das nicht Mos unter wesentlicher 
Mitwirkung der Volksvertretung entstanden ist, sondern dessen 
Vollzug auch in sehr wichtigen Punkten in den Händen der 
Steuerpflichtigen selbst liegt, sollte man auch eine entschiedene 
Strenge gegen Uebertreter zu suchen berechtigt sein. Was nun 
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zuvörderst die Strafe derjenigen betrifft, welche der Ladung zur 
Abgabe der Fassion nicht folgen, so sind dieselben, sollte man 
denken, dadurch genügend gestraft, dass der Ausschuss und die 
Behörde ihre Steuer, ohne dass sie mit ihren Erinnerungen ge- 
hört werden, festsetzt. Dass sie nicht zu niedrig ausfällt, dafür 
werden die Staatsanwälte wohl zu sorgen wissen, welche, wenn 
jemals, in solchen Fällen die Gelegenheit und das Recht haben, 
fiscalisch zu verfahren. Wenn aber ein solcher Steuerpflichtiger 
für seinen unvernünftigen Eigensinn oder seine Nachlässigkeit je 
nach seinen Yermögensverhältnissen auch noch um 1 bis 50 Gulden 
bestraft wird, so ist ihm vielleicht nicht zu wenig, aber ganz gewiss 
auch nicht zu viel geschehen. 

Die Strafe auf falsche Declarationen bemisst sich nach der 
Grösse der Steuer. Es ist zwar richtig, dass der Handwerker, 
der um ein paar Gehilfen zu wenig angibt , sich des nämlichen 
Vergehens schuldig macht, wie der reiche Fabrikant, der um 
einige tausend Spindeln zu wenig fatirt, und es liegt daher der 
Gedanke nahe, dass es am angemessensten wäre, jedem Defrau- 
danten die gleiche Strafe, etwa abgestuft nach dem Verhältnisse 
der verschwiegenen zu den fatirten Betriebsmerkmalen anzu- 
drohen. Allein eine solche Gleichheit würde bei der Verschieden- 
artigkeit der Vermögensverhältnisse sehr ungleich wirken. Da 
aber grössere Gewerbe ein grösseres Capital, also in der Regel 
mehr Vermögen voraussetzen , als kleinere, und da grosse Defrau- 
dationen also auch nur von wohlhabenderen Leuten versucht wer- 
den können, so ist es durchaus zweckmässig, die Grösse der 
Strafe an die der defraudirten Steuer zu knüpfen. Es wird hiebei 
auch der Zweck erreicht, dass kleine Defraudationen grösserer 
Gewerbtreibender mit angemessen geringerer Strafe belegt werden. 
Der wie vielfache Betrag der Steuer die Strafe bilden soll, ist 
facultativ , und nach allgemeinen Grundsätzen nicht zu bestimmen. 
Doch das lässt sich sagen, dass, wenn in Baden der fünf- bis 
zehnfache Betrag nicht übermässig erscheint , in Bayern bei einem 
Verfahren , das grosses Gewicht auf richtige Fassionen legen muss, 
und bei welchem der Strafausspruch zunächst in den Händen 
eines Ausschusses von Steuerpflichtigen liegt, ein höheres, viel- 
leicht das doppelte, Strafmaass nicht zu hoch gegriffen wäre. Dass 
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die Strafbefugniss des Ausschusses nicht zur Illusion werden 
kann , dafür ist dadurch gesorgt , dass auch der Staatsanwalt, 
welcher die Strafanträge stellt, das Recht des Recurses gegen 
freisprechende Entscheidungen oder zu gelinde Straf-Aussprüche 
an die vorgesetzte Finanzstelle hat, welcher die Befugniss des 
Reformirens zusteht. Es kann indessen den bayerischen Aus- 
schüssen das Zeugniss ausgestellt werden, dass solche Recurse 
der Staatsanwälte zu den Seltenheiten gehören. 

Zur Sicherung der Steuerpflichtigen stehen denselben die 
nämlichen Rechtsmittel *) der Nichtigkeitsbeschwerde, der Berufung 
und das Recht der Finanzstelle , einen Beschluss wegen irriger 
Gesetzes-Anwendung zur wiederholten Beschlussfassung zu ver- 
weisen, zur Seite. Eine Berufung des Staatsanwaltes wie der Pflich- 
tigen ist aber nach der Natur der Sache da ausgeschlossen, wo 
der Ausschuss als Geschwornen - Gericht über reine Thatfragen 
entscheidet, wie bei der Festsetzung der Betriebsmerkmale; wo 
aber die Entscheidung über Thatfragen mit der Gesetzes-Anwen- 
dung und Steuer-Zumessung unzertrennlich verbunden ist, wie in 
jenen Fällen, in denen nicht oder nicht ausschliesslich nach Be- 
triebsmerkmalen besteuert wird , da kann auch die Berufung 
ergriffen werden. 

Die Entscheidung in der oberen Instanz hat freilich die obere 
Finanzbehörde , und diese ist von ministeriellen Instructionen ab- 
hängig. Möglicherweise findet daher ein vom Staatsanwalt 
geübter Druck hier kein Gegengewicht, und wenn fiscalische Aus- 
beutung des Gesetzes von den Finanzstellen ausgehend den 
Staatsanwälten vorgeschrieben wird, so haben die Steuerpflichtigen 
natürlicher Weise bei der Stelle , welche aus eigenem oder auf 
höheren Antrieb die Veranlassung zu einem harten Verfahren gibt, 
keinen Schutz zu honen. Es wurde daher von sehr competenter 
Seite die Errichtung eines Verwaltungs-Gerichtshofes 2 ) angeregt, 
welcher alle Reclamationen in Verwaltungssachen in oberster In- 
stanz soll zu entscheiden haben. Eine Consequenz davon wäre, 



1) Vgl. v. Jacob a. a. 0. § 1102. 

2} Brater, Blätter für administrative Praxis. Bd. VIII. S. 58 vergl. mit 
Bd. VH. S. 1 flg. 
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dass auch die Kreisregierung als zweite Instanz unabhängig müsste 
entscheiden dürfen. Der Gedanke eines Verwaltungs-Gerichtshofes 
hat zu viel für sich, als dass man sich principiell gegen den- 
selben aussprechen könnte, und Bayern besitzt in dem obersten 
Rechnungshofe bereits eine Art von finanziellem Gericht, welches 
in Rechnungssachen — mit leider nicht scharf genug bezeichnetem 
Competenz-Umfang — unabhängig entscheidet, und übereinstim- 
mend damit entscheiden auch die Kreisregierungen in Rechnungs- 
sachen als unabhängige Gerichtshöfe. Da nun in Gewerbsteuer- 
sachen der Kürze halber nur eine zweite Instanz und somit nur 
eine Berufung stattfinden soll, so wäre jenem Vorschlag so 
ziemlich genügt, wenn die im Rechnungsverfahren den Regierungen 
zuerkannte Unabhängigkeit auch auf die Gewerbsteuersachen aus- 
gedehnt und ihnen gestattet würde, die Reclamationen so zu 
bescheiden, wie das Gesetz nach ihrer eigenen Ueberzeugung 
vorschreibt. Es handelt sich indessen nur um Sicherung vor 
möglichen Härten; denn es wäre Ungerechtigkeit, wenn man 
in den bisherigen von oben her getroffenen Anordnungen und in 
den von dort gegebenen Interpretationen etwas anderes finden 
wollte, als getreue Ausführung der Absichten des Gesetzes. 

Catastrirung, Umschreibung und Revision. 

Als Cataster dienen die Steuerlisten, welche bei zweckmäs- 
sigem Verfahren von Seite der die Fassion leitenden Localbehörden 
schon von diesen nach Gewerbsgattungen übersichtlich angelegt, 
vom Ausschusse durch Einschreibung der von ihm festgesetzten 
Momente und vom Rentamt durch Einstellung der darauf gegrün- 
deten Steuerberechnung ergänzt werden können. Nach Vollendung 
der Steuerlisten werden dieselben 14 Tage lang am Sitze des 
Rentamts zur Einsichtnahme der „betheiligten Gewerbsteuerpflich- 
tigen" aufgelegt, damit etwaige Reclamationen oder Beschwerden 
ergriffen werden können. Nach Ablauf dieser Frist werden die 
Steuerlisten zur rephnerischen Prüfung an die Kreisregierung ein- 
gesendet (art. 42). 

Unter betheiligten Gewerbsteuerpflichtigen wird eine unbefan- 
gene Interpretation nichts verstehen können, als dass jeder Ge- 
werbtreibende nur von der ihn selbst betreffenden Festsetzung 
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und Berechnung Einsicht nehmen darf. Da es indessen vorzugs- 
weise nur äusseiiich kennbare , also in der Regel ohnedies allge- 
mein bekannte Merkmale sind, nach denen die Besteuerung er- 
folgt , so wäre es vielleicht zweckmässiger gewesen , wenn diesen 
Catastern eine grössere, auf sämmtliche Gewerbtreibende aus- 
gedehnte Oeffentlichkeit wäre gegeben worden. Man hätte hiedurch 
eine weitere , der Staatscasse gewiss nur vortheilhafte Controle 
aufgestellt. Doch darf freilich nicht unbemerkt bleiben, dass dieses 
Controlmittel, als auf Missgunst beruhend , mancherlei Gehässig- 
keiten hervorbringen könnte, und daher vom Standpunkte der öffent- 
lichen Moralität aus von mindestens zweifelhaftem Werthe ist. Ein 
Vorwurf kann daher dem Gesetzgeber aus der Nichtbenutzung 
desselben wohl nicht gemacht werden. 

Die Zuständigkeit der Revision beschränkt sich nach der 
Natur der Sache auf die Prüfung der Ziffern und auf Ueber- 
wachung des richtigen Vollzugs des Gesetzes, ist aber nothwen- 
diger Weise in allen Fällen ausgeschlossen, wo der Ausschuss 
in seiner Eigenschaft als Geschwornen - Gericht gesprochen hat. 
Bei unrichtiger Gesetzes-Anwendung ist wiederholte Beschluss- 
fassung des Ausschusses zu veranlassen , wobei ein anderer Ein- 
fluss der Regierung als durch die Kraft der Wahrheit und das 
Ansehen und Vertrauen, das der Staatsanwalt geniesst, nicht 
wohl möglich ist. 

Da die Festsetzung der bayerischen Steuer auf dem Durch- 
schnittsbetriebe der letzten drei Jahre beruht, so ist auch eine 
jährliche durchgreifende Berichtigung, beziehungsweise Neuein- 
steuerung, wie sie ausserdem unabweisbar ') wäre, nicht notwen- 
dig, sie findet daher nur alle 3 Jahre statt, und alle Betriebsände- 
rungen während dieser Zeit haben keinen Einfluss auf die Steuer 
der laufenden Periode, wogegen sie in der nächsten vermöge der 
neuherzustellenden Durchschnittsberechnung zur vollen Geltung 
kommen (art. 57). 

Man kann dagegen einwenden, dass es doch nicht in der 
Ordnung sei , wenn ein Industrieller bei schwunghaftem Betrieb 
eine geringe oder bei gedrücktem Betrieb eine hohe Steuer 



1) Vgl. Rau § 376. Ziff. 8. — Fulda § 199. 
Zeiucbr. f. StaaUw. 1861. 1. Heft. 
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deshalb zahlen soll, weil sein Geschäft in den drei Jahren vor 
der letzten Fassion das Widerspiel des gegenwärtigen Verhält- 
nisses war. Allein dem scheinbar Begünstigten schlägt mit der 
nächsten Regulirung die Stunde der Abrechnung und der momentan 
Benachtheiligte muss und kann sich damit trösten, dass er die 
Steuer, die er jetzt zahlt , eigentlich für den früheren besseren 
Betrieb nachträglich zahlt, und dass er künftig bei vielleicht gün- 
stigeren Verhältnissen weniger werde zu entrichten haben. 

Damit sind freilich noch nicht alle Berge geebnet, aber die 
Billigkeit ist doch soweit berücksichtigt, als möglich; denn eine 
jährliche EinSteuerung würde einen ausserordentlichen Aufwand 
an Mühe und Kosten verursachen, da die Ausschussmitglieder 
für ihre Zeitversäumniss entschädigt werden müssen, und auch 
die Vorsitzenden Polizei - Beamten Tagegelder und Reisekosten 
erhalten, wenn die Ausschusssitzung nicht am Orte ihres Amtes ist. 

Wenn indessen Gewerbe gänzlich eingestellt oder neue Ge- 
werbe in Betrieb gesetzt werden, dann erfolgen auch innerhalb 
der Steuerperiode Ab- und Zugänge in den Catastern. Die Basis 
dafür geben den Rentämtern die schon erwähnten monatlichen 
Mittheilungen der Polizeibehörden über Gewerbsbefugniss-Erthei- 
lungen und Gewerbs- Verzichte , ausserdem die Anträge der bis- 
herigen Steuerpflichtigen auf Abschreibung. Die Behandlung der 
Zugänge ist im wesentlichen die nämliche wie bei der Steuer- 
Regulirung überhaupt; nur ist im Instructionswege schriftliche 
Abstimmung des Ausschusses für zulässig erklärt, wobei aber 
vorausgesetzt ist, dass die Fassion des Gewerbtreibenden und 
der Antrag des Staatsanwalts keinerlei Beanstandung finden. Jeder 
Widerspruch müsste den Zusammentritt des Ausschusses zur 
Folge haben (art. 57 bis 59). 

Höhe und Ertrag. 

Anlangend die Höhe ') der bayerischen Gewerbsteuer so ist 
bereits erwähnt worden, dass sie in ihren kleinsten Ansätzen 



1) Ich habe mich bemüht, aus verschiedenen Städten die nöthigen 
Notizen zur eingehenderen Beurtheilung des Steuertarifs und des Verhält- 
nisses zwischen der Besteuerung einer grösseren Anzahl von Gewerben 
unter sich zu erhalten; es war mir aber bis jetzt nicht möglich, in den 
Besitz brauchbaren statistischen Materiales zu kommen. 
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mit der Einkommensteuer übereinstimmt, und den Ertrag eines 
Arbeits-Tages, also beiläufig V» Procent von dem rohen Einkommen 
des Arbeiters in Anspruch nimmt. In den höheren und höchsten 
Classen dagegen ist die Besteuerung — offenbar mit Rücksicht auf 
den grösseren freien Ertrag — weit höher ; denn wenn eine grös- 
sere Fabrik 3000 Gulden Steuer zahlen muss, so ist das gewiss weit 
mehr als der rohe Ertrag eines Tags. Für die grosse Masse der 
Localgewerbe ist indessen die Steuer entschieden sehr massig, 
wie denn z.B. in einer Stadt von 1 5,000 Einwohnern ein Bäcker 
mit einem Gehilfen 6 3 M Gulden, ein Schneider mit 3 Gehilfen 
5 V* Gulden , ein Specereihändler mit einem Laden- oder Comptoir- 
Gehilfen ll 1 /* Gulden, ein Schreiner mit 3 Gehilfen 7 7 /s Gulden 
zu tragen hat. 

Trotz dieser massigen Besteuerung der gewöhnlichsten und 
geringen Belegung der kleinsten Gewerbe (bis zu 20, ja unter 
Umständen 10 Kreuzern herab) erklärt sich bei der ziemlich 
starken Anlegung der grossen Geschäfte, dass diese Steuer mit 
1 ,036,800 Gulden bei einem Gesammtertrag der directen Steuern 
von 7,317,421 Gulden, also mit 14,1 Procent derselben im Budget 
steht. Dieser Betrag wird überdiess in Wirklichkeit nicht unbe- 
trächtlich überschritten werden ; aber viel mehr als ein Siebente 
der Totalsteuer wird sie vermuthlich doch nicht abwerfen und 
schwerlich 15°/o der Gesammtsteuer erreichen. Die ältere Ge- 
werbsteuer ertrug natürlich weit weniger, nämlich 766,000 (1825) 
bis 843,267 Gulden (1850), etwa 10,5 Procent der directen 
Steuern. Alle andern Staaten ') erreichen dieses Resultat der 
bayerischen Gewerbsteuer weitaus nicht ; z. B. in Frankreich be- 
trug sie , trotz der Erwerbsteuerpflicht der Aerzte , Advokaten, 
Künstler, Notare u. s. w. 1857 beiläufig 59 1 /« Mill. Francs gegen- 
über einer Gesammtsteuer von 438 Millionen, also nur 13,4 Pro- 
cent der letzteren. In Württemberg erreicht sie kaum 9 Procent, im 
Grossherzogthum Hessen 7,6 Procent, in Churhessen 9,5 Procent, 



1) v. Hock a. a. 0. S. 653 , Hoffmann a. a. 0. S. 672, 680, 688. — 
v. Reden Finanzstatistik Bd. I. S. 422. 512. 717. Bd. II. Ab. I. S. 107 u. 
Abth. II. S. 145. — 
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in Hannover') kaum 6, in Oesterreich nur 4,9. in Preussen (bei 
einem auffallend geringen Ertrag der Grundsteuer) 11,6 Procent. 
Das finanzielle Resultat dieser Steuer, in Bayern ist daher 
ein durchaus günstiges, und wenn es auch theoretisch nicht voll- 
kommen gerechtfertigt werden kann, dass die grossen Gewerbe 
bei einer nach Merkmalen des rohen Ertrags bemessenen Steuer 
nach einem höheren Procent, in einer gewissen Gradation, ange- 
legt sind, so ist dies doch im Gegensatz zu anderen Steuern, 
die den grossen Betrieb unverhältnissmassig begünstigen, wirth- 
schaftlich unschädlich, und, wie der Erfolg zeigt, für die Staats- 
casse vortheilhaft. 



1) Anm. d. R. Der Budgetanschlag war für 1858/59 205,000 Th., für 
1869/60 230,000 Th., bei einem Anschlag des Ertrags der direkten Steuern 
ohne die Stempelsteuer, von 2,887,766 Th. und 3,001,766 Thlr., also 7, 1 
und 7,* o/o. Der wirkliche Ertrag der Gewerbsteuer war 1856/57 173,504 Th., 
der der direkten Steuern 2,646,929, also 6,"%. 



